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Aktuelle Stunden 

Aktuelle Themen haben das Ple-
num im November und Dezember 
beschäftigt. Es ging um die Ver-
kehrspolitik, Antisemitismus, eine 
Stellenbesetzung in der Justiz und 
die „PISA“-Studie.  S. 3, 9-11
 

Gedenken 

Die Erinnerung an die Opfer der 
Pogromnacht stand im Mittelpunkt 
einer Gedenkfeier im Landtag. Zu-
gleich prägte die Bestürzung über 
den Terrorangriff der Hamas auf 
Israel die Veranstaltung. S. 16-17

Berufsabschlüsse 

Die Anerkennung ausländischer Bil-
dungs- und Berufsabschlüsse war 
Thema einer Anhörung von Sach-
verständigen. Grundlage: ein Antrag 
von CDU und Grünen. Hintergrund: 
der Fachkräftemangel.  S. 13-15

Rückblick 

Im Jahr 2023 hat sich der Landtag 
mit zahlreichen Themen befasst. 
Immer wieder gab es Anlass zu ge-
meinsamem Einstehen für Demo-
kratie, Frieden und Toleranz. Land-
tag Intern blickt zurück.  S. 18-19

Politik in Zahlen 
Haushalt 2024 verabschiedet



Ausländische Bildungs- und Berufsabschlüsse
Sachverständigenanhörung zu Anerkennungsverfahren  ..............  S. 13 
Standpunkte .................................................................................  S. 14
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rungen“. Die Bildungsgerechtigkeit sei „so sehr 
in Gefahr wie noch nie“. Es müssten dringend 
mehr Lehrkräfte ausgebildet werden. Das Lehr-
amtsstudium müsse reformiert werden. Zudem 
brauche es mehr Sprachförderung, mehr multi-
professionelle Teams an Schulen und eine För-
derung für Jugendliche, die vor Jahren schlech-
te Ergebnisse bei der PISA-Studie erzielt hätten. 

„Flickschusterei“
Der hohe Anteil von Schülerinnen und Schü-
lern mit Migrationshintergrund sei ein wesent-
licher Grund für das schlechte Abschneiden 
Deutschlands in Bildungsstudien, sagte Carlo 
Clemens (AfD). In vielen Regionen seien „deut-
sche Muttersprachler bereits eine Minderheit“. 
Mit diesen Realitäten müsse man umgehen. 
„Man hat in Deutschland längst nicht mehr 
den Anspruch, eine führende Bildungsnation 
zu sein“, sagte Clemens. Stattdessen werde „nur 
noch Flickschusterei betrieben, um das Notsys-
tem irgendwie am Laufen zu halten“. Es gebe 
„keine Bildungswende ohne Migrationswende“.  

Mehrere Bildungsstudien seien in der Sa-
che zu gleichen Ergebnissen gekommen, sagte  
Dr. Jan Heinisch (CDU). Das sei ein „Alarmsignal“. 
Heinisch empfahl, zu „Ruhe, kluger Analyse 
und sachlichen Entscheidungen“ zurückzukeh-
ren und keine „ideologische Grundsatzdebatte“ 
zu führen. Genau diesen Weg habe Schulminis-
terin Dorothee Feller (CDU) eingeschlagen. Es 
gehe allerdings um das deutsche Bildungswesen 
insgesamt: „Es ist also kein rein nordrhein-
westfälisches Thema.“ Wichtig sei, 
sich „sehr ernsthaft“ mit den 

Schulischer Erfolg sei in Nordrhein-Westfalen 
an die soziale Herkunft gekoppelt, kritisiert die 
SPD-Fraktion in ihrem Antrag (18/7326) für 
die Aktuelle Stunde. Eine „Entkoppelung“ müs-
se bereits in der Kita erfolgen. Dort würden „die 
entscheidenden Grundsteine für die Bildungs-
chancen der Kinder gelegt“.

Die AfD-Fraktion sieht die größte Heraus-
forderung in der Bekämpfung des Lehrkräfte-
mangels. Erforderlich seien u. a. Vorschläge der 
Landesregierung, „wie die Lehrerausbildung 
zeitnah so umgestaltet werden kann, dass das 
Lehramtsstudium für junge Menschen wieder 
attraktiver wird“, heißt es im Antrag (18/7327) 
der Fraktion.

Die Ergebnisse der Studie, vor allem bei 
den mathematischen Kompetenzen, seien ein 
„deutlicher Weckruf für die Bildungspolitik 
und müssen jetzt endlich zum Umdenken und 
Umsteuern bei der Landesregierung führen“, 
schreibt die FDP-Fraktion in ihrem Antrag 
(18/7328).

„Jedes vierte Kind in Nordrhein-Westfalen 
kann in der vierten Klasse nicht altersange-
messen lesen und schreiben“, sagte Dr. Dennis 
Maelzer (SPD). Studienergebnisse zum Bil-
dungsstand von Schülerinnen und Schülern 
seien „jedes Mal ein neuer Schock“. Längst sei 
klar, dass Handlungsbedarf für frühkindliche 
Bildung bereits in Kitas bestehe. Angesichts 
hoher Krankenstände von Erzieherinnen und 
Erziehern und hochverschuldeter Kita-Träger 
sei es jedoch kaum möglich, dem frühkindli-
chen Bildungsauftrag gerecht zu werden. Viele 
Träger stünden vor der Insolvenz. Die Landes-
regierung spare auf Kosten von Kindern und 
Familien.

Die Landesregierung sei „nicht schockiert 
genug“ von den Ergebnissen der PISA-Studie, 
kritisierte Franziska Müller-Rech (FDP). Grund-
schulklassen in NRW seien im Bundesver-
gleich am größten. Die Situation sei „umso 
schlimmer in den Stadtteilen mit 
großen sozialen Herausforde-

Studien zu beschäftigen, sie „in Gänze“ zu lesen 
und Antworten zu finden. 

Grünen-Fraktionschefin Wibke Brems sagte, 
dass das Schulsystem vielerorts an einem „alten 
heilen Familienbild“ festhänge. Die Gesellschaft 
habe sich aber gewandelt. Die Realität werde 
beispielsweise durch zwei berufstätige Eltern-
teile, Sprachbarrieren und Traumata durch 
Flucht bestimmt. Dies passe nicht zu einem 
tradierten Schulsystem. Die Anforderungen, 
die an Schulen gestellt würden, könnten kaum 
durch die Lehrkräfte erfüllt werden, wenn im 
Lehrplan und im System alles bleibe wie bisher. 
Schuld an den PISA-Ergebnissen sei aber nicht 
die Zuwanderung. Es sei schäbig, wenn Kinder 
mit Migrationshintergrund als „Sündenböcke“ 
herhalten müssten. 

Schulministerin Dorothee Feller (CDU) 
nannte die Ergebnisse der PISA-Studie „er-
schreckend“. Nach 2003 habe es zunächst einen 
Aufwärtstrend gegeben, in den vergangenen 
zehn Jahren hätten sich die Ergebnisse aber 
wieder verschlechtert. Grund sei zum einen 
die Corona-Pandemie. Hinzu komme eine 
veränderte Gesellschaft. Zu viele Kinder kä-
men aus bildungsfernen Familien, seien bei der 
Einschulung unruhiger und hätten einen deut-
lich geringeren Wortschatz. Feller betonte, die 
Rückstände müssten aufgeholt werden, ohne 
die Schulen zu überfordern. NRW habe sich auf 
den Weg gemacht, u. a. mit Maßnahmen zur 
Stärkung der Basiskompetenzen.  tob, zab, wib

PISA und die Konsequenzen 
14. Dezember 2023 – Regelmäßig überprüft die OECD, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, mit einem inter-
nationalen Vergleich die Leistungen von Schülerinnen und Schülern. In der aktuellen PISA-Studie erzielten die deutschen Jugendlichen ihr bisher 
schlechtestes Ergebnis. Sie schnitten in Mathematik, im Lesen und in Naturwissenschaften deutlich schlechter ab als noch 2018. 

P L E N U M
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Thorsten Schick, Fraktionsvorsitzender der CDU, 
wies die Vorwürfe seines Vorredners entschie-
den zurück. „Mit der Lautstärke steigt nicht au-
tomatisch das Haushaltsvolumen.“ Ott mache 
das „Gegenteil von seriöser Politik“, betreibe 
„Populismus“ und streue den Menschen Sand 
in die Augen. Kein Gegenvorschlag der SPD 
zum Haushaltsentwurf der Landesregierung sei 
gegenfinanziert. Die Koalition aus CDU und 
Grünen dagegen setze die richtigen Prioritäten, 
indem besonders in Kinder, Familien, Bildung, 
Wohlstand, Arbeitsplätze und Sicherheit inves-
tiert werde. Die finanzielle Lage im Land sei 
jedoch „kritisch wie selten zuvor“. Der Krieg 
in der Ukraine habe einen „Preisschock“ aus-
gelöst, u. a. bei Kosten für Energie und Lebens-
mittel. Zudem greife der Bund den Ländern 
und Kommunen „ganz, ganz tief in die Tasche“. 
Das Gebot der Stunde laute daher Sparsamkeit. 
Eine Politik des „Wünsch dir was“ sei vorbei. 
Schick: „Es kann nur das ausgegeben werden, 
was da ist.“ Schwarz-Grün stelle sich dieser Ver-
antwortung. 

FDP-Fraktionschef Henning Höne warf 
Schwarz-Grün eine „ideenlose und mutlose“ 
Politik vor. Nordrhein-Westfalen habe mehr 
verdient als das. Mit Blick auf den Haushalts-
entwurf kritisierte Höne, dass die Landesregie-
rung die Schuldenbremse zwar formal einhalte, 
aber zugleich mit Tricks arbeite. So werde dem 
Pensionsfonds Geld entzogen, und mit dem 
„Sondervermögen Ukraine“ sei ein Neben-

Der Haushalt (18/5000,  18/6500  Ergänzung, 
18/7200, Vorlage  18/1417) sieht Ausgaben in 
Höhe von 102,1 Milliarden Euro vor und damit 
rund 7 Milliarden Euro mehr als im laufenden 
Jahr. Eine Aufnahme neuer Schulden ist erneut 
nicht vorgesehen. Die Steuereinnahmen wer-
den mit 77,6 Milliarden Euro angesetzt. Die 
Investitionsausgaben liegen bei 10,7 Milliarden 
Euro.

„Wir müssen bereit sein, in unsere Zukunft 
zu investieren“, sagte SPD-Fraktionschef Jochen 
Ott. Einer Studie des Deutschen Gewerkschafts-
bundes zufolge liege der öffentliche Investiti-
onsbedarf in Nordrhein-Westfalen bis 2035 bei 
zusätzlichen 150 Milliarden Euro. „Schon ein 
Teil dieser Summe würde reichen, echte Fort-
schritte zu machen“, sagte Ott. Mit dem Geld 
könne man die „Bildungskatastrophe“ beenden 
und „endlich anfangen, die schlimmste Woh-
nungsnot seit 60 Jahren zu bekämpfen“. Straßen 
und Brücken könnten repariert, in Digitalisie-
rung investiert und Klimaschutzziele erreicht 
werden. Ott forderte eine Reform der Schulden-
bremse: „Wir vererben unseren Kindern doch 
nicht in erster Linie einen Kontostand“, sagte 
er, „wir vererben ihnen die Luft, die sie atmen 
müssen“ und die „Wirtschaft, von der sie leben 
müssen“ sowie die „Sicherheit und Freiheit, die 
ihnen genauso zusteht wie den Generationen 
davor“. Der Haushalt der Landesregierung setze 
keine Prioritäten, es handle sich um „routinier-
tes Verwalten des Mangels“. 

haushalt geschaffen worden. „Tarnen, tricksen, 
täuschen“, so laute das Motto in der Haushalts-
politik. Angesichts einer wirtschaftlich schlech-
ten Lage fehlten Anreize für die Unternehmen 
wie Bürokratieabbau, eine Stärkung der Digi-
talisierung und eine Beschleunigung von Pla-
nungsverfahren. Die Landesregierung zeige 
stattdessen mit dem Finger nach Berlin, schaffe 
neue Abgaben und rufe nach Subventionen.  
CDU und Grüne betrieben eine „Energiepoli-
tik im Blindflug“, und der Bund solle es richten.
Höne listete zahlreiche Änderungsvorschlä-
ge am Etatentwurf auf und forderte u. a. eine  
Senkung der Grunderwerbsteuer, mehr Landes-
unterbringungsplätze für Geflüchtete, mehr Geld 
für die Kitas und eine bessere Ausstattung der  
Schulen. 

„Richtige Prioritäten“
Schwarz-Grün habe in Krisenzeiten einen soli-
den Landeshaushalt 2024 vorgelegt, sagte Grü-
nen-Fraktionschefin Verena Schäffer. Sie räumte 
ein: „Ja, wir hätten uns an vielen Stellen mehr 
gewünscht.“ Die Schuldenbremse gelte aber 
auch in Nordrhein-Westfalen. Man habe in-
tensiv darüber diskutiert, „wie das wenige 
Geld verteilt wird, um die richtigen Prioritäten 
zu setzen“. Dabei seien demokratische Werte 
der „Kompass“ gewesen. Die Koalition arbeite 
an einer „gerechten, gesunden und friedlichen 
Zukunft für alle Menschen in Nordrhein-

Nach kontroverser Debatte: Landtag beschließt Finanzrahmen für 2024 

Seite 4

P L E N U M

13. Dezember 2023 – Der finanzielle Rahmen für die Landespolitik 2024 steht: Der Landtag verabschiedete in dritter Lesung den Haushaltsentwurf 
der Landesregierung. Für den Entwurf stimmten die Fraktionen von CDU und Grünen. Die Oppositionsfraktionen von SPD, FDP und AfD votierten 
dagegen.

Fotos: Schälte

Jochen Ott (SPD) Thorsten Schick (CDU) Henning Höne (FDP) Verena Schäffer (Grüne) Dr. Martin Vincentz (AfD)
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zur Begründung eines „grünen Umbruchs 
der Gesellschaft genutzt – und erst damit in 
eine Katastrophe verwandelt“. NRW habe kein 
Einnahme-, sondern ein Ausgabenproblem. 
„Deutschland und Nordrhein-Westfalen befin-
den sich in keiner konjunkturellen, sondern in 
einer schweren strukturellen, hausgemachten 
Wachstumskrise“, sagte der AfD-Politiker. Alle 
Ausgaben müssten auf „dringende Notwendig-
keit“ überprüft werden. Schwarz-Grün denke 
aber nicht ans Sparen und oder daran, Schulden 
abzubauen. 

„Investition in Innovationen“
Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU) sagte, 
die Zeiten seien herausfordernd. Die Lan-
desregierung sei sparsam und setze dabei zu-
gleich klare politische Prioritäten. Bildungs-
chancen für Kinder und Jugendliche hätten 
„oberste Priorität“. 2024 würden mehr als  
38 Milliarden Euro dafür investiert, ein neuer 
Rekord, und das sei gut so. Im Kampf gegen den 

Westfalen“. In schwieriger Haushaltslage seien 
„die Kleinsten unsere größte Priorität“. Des-
halb erhöhe man die Mittel für Schulen und 
Kitas. Schäffer wies auf Investitionen in den 
Klimaschutz hin – „um unsere Lebensgrund-
lagen und die unserer Kinder zu erhalten“. Mit 
der „höchsten Einstellungszahl bei der Poli-
zei“ sorge Schwarz-Grün für Sicherheit. „Wir 
agieren vorausschauend, wir versprechen den 
Menschen nicht das Blaue vom Himmel“, sag-
te die Abgeordnete. Das sei „nicht unsere Art 
von Haushaltspolitik“. 

Der Haushalt stehe auf „tönernen Fü-
ßen“, kritisierte der AfD-Fraktionsvorsitzende  
Dr. Martin Vincentz. Das Volumen sei im Ver-
gleich zum Vorjahr um rund 7 Milliarden Euro 
gestiegen. Mit dem „Allzeitrekordwert“ stehe 
so viel Geld zur Verfügung wie nie zuvor. Die 
Landesregierung verweise ständig auf Krisen 
und rechtfertige so ihre fehlgeleitete Politik 
aus „Realitätsverweigerung, Verdrängung und 
zunehmend schnellerem Verfall all dessen, 
was unser Land einmal ausgemacht hat“. Eine 
Krise könne eine Chance sein. Sie werde aber 

Klimawandel sei es die Aufgabe, gleichzeitig 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Wüst bekräftigte 
das Ziel, NRW zur ersten klimaneutralen In-
dustrieregion Europas zu machen. Dazu werde 
u. a. in Innovationen investiert. Der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien werde beschleunigt, 
beim Ausbau der Windkraft sei das Land füh-
rend in Deutschland. Der Ministerpräsident 
nannte als weitere Schwerpunkte die Stärkung 
der Inneren Sicherheit und die Unterstützung 
der Kommunen bei der Versorgung von Ge-
flüchteten. Im Sozialen werde es keine Kür-
zungen geben. Mit Blick auf den steigenden 
Antisemitismus auch in NRW kündigte Wüst 
stärkere Schutzmaßnahmen für jüdische Ge-
meinden und mehr Mittel dafür an. Der Kampf 
gegen Antisemitismus werde in den Herzen der 
jungen Menschen gewonnen. Daher solle jede 
Schülerin und jeder Schüler die Möglichkeit er-
halten, mindestens einmal in der Schulzeit ein 
Konzentrationslager oder eine NS-Gedenkstät-
te zu besuchen.  zab, tob, wib

P L E N U M

Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU)
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„Rettungsprogramm Pflege“
30.11.2023 – Die SPD-Fraktion fordert die Lan-
desregierung auf, ein „Rettungsprogramm Pfle-
ge“ einzurichten. „Die Pflege in NRW brennt 
lichterloh“, heißt es in einem Antrag der Frakti-
on (18/6850), über den die Abgeordneten bera-
ten haben. „Träger stehen vor dem finanziellen 
Bankrott.“ Ausbildungszahlen gingen zurück. 
Pflegekräfte stünden am Rande des Belastbaren. 
Zugleich stiegen die Eigenanteile in der stationä-
ren Pflege „ins Unbezahlbare“. Bei Pflegeeinrich-
tungen gebe es derzeit viermal so viele Insolven-
zen wie im Vorjahr. Die Landesregierung müsse 
daher einen „landeseigenen Schutzschirm in 
Höhe von 80 Millionen Euro zum Erhalt der so-
zial- und gesundheitsbezogenen Einrichtungen“ 
auflegen. Die sehr hohen Eigenanteile an Pfle-
geheimkosten müssten reduziert werden. Der 
„fatalen“ Entwicklung zurückgehender Ausbil-
dungszahlen sei entgegenzuwirken. Der Antrag 
wurde zur weiteren Beratung an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales überwiesen.

Feuerwehr und Ruhestand
30.11.2023 – Feuerwehrbeamtinnen und -beam-
te sollen weiterhin mit 60 Jahren in den Ruhe-
stand gehen können. Dies fordern die Fraktionen 
von SPD und FDP. Hintergrund: Die Landesre-
gierung plane eine Anhebung je nach Laufbahn-
gruppe auf 61 bzw. 62 Jahre. Damit wolle sie u. a. 
auf den Fachkräftemangel reagieren. Die Pläne 
stießen bei den Feuerwehrleuten auf „breite Ab-
lehnung und vehementen Widerstand“, heißt es 
im Antrag (18/6761) der FDP-Fraktion. Ange-
sichts ständig steigender Herausforderungen und 
einer „immer größer werdenden körperlichen 
Belastung“ seien eine bestmögliche Ausstattung, 
Unterstützung und Wertschätzung erforderlich 
– nicht jedoch eine Anhebung der Altersgrenze. 
Ähnlich äußerte sich die SPD-Fraktion in ihrem 
Antrag (18/6854). Die physischen und psychi-

se-Betroffenen beschlossen. Ein entsprechen-
der Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, 
Grünen und FDP (18/6842) wurde einstimmig 
angenommen. Bei der Endometriose handelt 
es sich um eine gynäkologische Erkrankung, 
die bislang nicht wissenschaftlich geklärt ist 
und laut Antrag bei bis zu 15 Prozent aller 
Frauen im fortpflanzungsfähigen Alter auf-
tritt. Die Beschwerden gingen mit „erhebli-
chen Einschränkungen im privaten und be-
ruflichen Alltag sowie einer Beeinträchtigung 
der Lebensqualität einher“. Oft seien weder 
Ärztinnen und Ärzte noch Patientinnen aus-
reichend über Endometriose aufgeklärt. Der 
Landtag beauftragt daher die Landesregierung 
u. a., gemeinsam mit den Ärztekammern zu 
prüfen, inwieweit das Thema in der Fort- und 
Weiterbildung für Ärztinnen und Ärzte sowie 
weiteres medizinisches Fachpersonal angebo-
ten werde. Geprüft werden müsse auch, ob 
Endometriose Gegenstand von Fortbildungs-
angeboten für Lehrkräfte sein könne.

Hochschulen 
1.12.2023 – Der Landtag will vor dem Hin-
tergrund des Nahost-Krieges jüdische und 
israelische Studierende in NRW besser schüt-
zen. Es gebe Berichte über antisemitische und 
antiisraelische Äußerungen an Hochschulen, 
die so weit gingen, dass sich jüdische und is-
raelische Studierende nicht mehr sicher fühl-
ten, heißt es in einem gemeinsamen Antrag 
von CDU, SPD, Grünen und FDP (18/6843, 
2. Neudruck). Und weiter: „Es kann nicht ge-
duldet werden, dass Jüdinnen und Juden ihr 
Studium in einem Klima der Angst durch-
führen müssen.“ Die Fraktionen fordern die 
Landesregierung u. a. auf, gemeinsam mit den 
Hochschulen „ein neues, zentrales Angebot 
einzurichten, das insbesondere jüdischen Stu-
dierenden in Nordrhein-Westfalen sowie wei-
teren vom Krieg im Nahen Osten betroffenen 

schen Belastungen der Beamtinnen und Beam-
ten seien sehr hoch, die derzeitige Altersgrenze 
„in jeder Hinsicht angemessen“. Eine Anhebung 
wäre laut SPD ein „Mangel an Wertschätzung für 
unsere Feuerwehrkräfte, die sich täglich für uns 
alle aufopfern“. Der Antrag der FDP-Fraktion 
wurde mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und Grünen abgelehnt, SPD, FDP und 
AfD hatten für den Antrag gestimmt. Der An-
trag der SPD-Fraktion wurde in namentlicher 
Abstimmung abgelehnt. 70 Abgeordnete hatten 
für den Antrag gestimmt, 95 dagegen. 

Corona-Hilfen
30.11.2023 – Der Landtag hat einen Antrag 
(18/6837) der AfD-Fraktion abgelehnt, der 
sich mit Rückforderungen von „Corona-So-
forthilfen“ befasst. „Nach drei Jahren bleiben 
die Probleme um die Rückforderung der Co-
rona-Soforthilfen in Nordrhein-Westfalen und 
anderen Bundesländern weiterhin ungelöst“, 
heißt es im Antrag. Mit mehr als 430.000 be-
willigten Anträgen und Zuschüssen von rund  
4,5 Milliarden Euro habe es sich bei den Coro-
na-Soforthilfen um das größte Hilfsprogramm 
der Landesgeschichte gehandelt. Bei Empfän-
gerinnen und Empfängern hätten Rückfor-
derungsbescheide des Landes im Nachgang 
allerdings für „enormen Ärger“ gesorgt. Laut 
aktueller Entscheidung des Oberverwaltungs-
gerichts Nordrhein-Westfalen dürfe das Land 
zu viel gezahlte Beträge zurückfordern. Die 
Landesregierung müsse das Verfahren „fair und 
nachvollziehbar“ gestalten sowie „Rechtssicher-
heit und Klarheit“ schaffen, fordert die AfD in 
ihrem Antrag. Dagegen stimmten die Fraktio-
nen von CDU, SPD, Grünen und FDP. 

Endometriose
30.11.2023 – Der Landtag hat Maßnahmen zur 
Verbesserung der Situation von Endometrio-
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Studierenden Hilfe bietet, insbesondere eine 
psychosoziale Beratung“. Es soll zudem ein 
Vorschlag erarbeitet werden, „wie die Rege-
lungen gegen Diskriminierung im Hochschul-
gesetz weiterentwickelt werden können, um 
insbesondere Studierenden einen effektiven 
Diskriminierungs- und Verletztenschutz zu 
gewährleisten“. Der Antrag wurde bei Enthal-
tung der AfD-Fraktion angenommen. 

Abschiebestopp
13.12.2023 – Die SPD-Fraktion spricht sich da-
für aus, dass Angehörige der religiös-ethnischen 
Minderheit der Jesidinnen und Jesiden nicht 
mehr abgeschoben werden dürfen. Der Bun-
destag habe im Januar einen Antrag beschlos-
sen, der die Verbrechen der Terrororganisation 
„Islamischer Staat“ (IS) an den Jesidinnen und 
Jesiden 2014 im Nordirak als Völkermord aner-
kenne, heißt es in dem Antrag (18/7199). Tau-
sende Menschen seien durch den IS verschleppt, 
vergewaltigt, versklavt und ermordet worden. 
Tausende seien aus dem Irak vertrieben worden 
oder seien geflohen. Nordrhein-Westfalen müs-
se daher „einen sofortigen Abschiebestopp für 
Jesidinnen und Jesiden“ erlassen. Dieser solle 
im Irak auf unbestimmte Zeit gelten. Die SPD 
fordert die Landesregierung zudem auf, sich für 
eine bundesweite Aussetzung der Abschiebun-
gen einzusetzen. Gemeinsam mit der Bundesre-
gierung müsse die Landesregierung eine lang-
fristige Lösung für Jesidinnen und Jesiden mit 
unsicherem Aufenthaltsstatus erarbeiten. Der 
Antrag wurde in namentlicher Abstimmung 
abgelehnt. 93 Abgeordnete stimmten dagegen, 
58 dafür bei 12 Enthaltungen.

Flughäfen 
13.12.2023 – Eine geplante Anhebung der 
sogenannten Luftsicherheitsgebühren stößt 
auf die Kritik der FDP-Fraktion. Laut Antrag 

(18/7204) werden diese Gebühren für die Si-
cherheitskontrollen an Flughäfen erhoben 
und von den Fluggesellschaften an die Passa-
gierinnen und Passagiere weitergegeben. Der 
Rahmen liege derzeit bei 2 bis 10 Euro pro 
Fluggast, die meisten Flughäfen bewegten sich 
aber bereits oberhalb dieses Deckels. Die FDP-
Fraktion fordert die Landesregierung auf, eine 
vom Bund geplante Änderung der Gebühren-
verordnung im Bundesrat abzulehnen. Diese 
sehe von Februar 2024 bis Dezember 2026 
Sicherheitsgebühren zwischen 4,50 Euro und 
15 Euro vor, ab 1. Januar 2027 dann zwischen 
4,50 Euro und 20 Euro. „Dieses Vorhaben wür-
de das Problem der hohen Standortkosten für 
den Luftverkehr in Deutschland im Allgemei-
nen und in Nordrhein-Westfalen im Speziel-
len weiter verschärfen. Bereits heute belegen 
deutsche Flughäfen europaweit Spitzenplätze, 
wenn es um die Belastung mit Steuern und 
staatlichen Gebühren geht“, argumentiert die 
FDP. Der Antrag wurde mit den Stimmen von 
CDU, SPD und Grünen abgelehnt. FDP und 
AfD stimmten dafür.

Lehrerausbildung 
13.12.2023 – Lehrkräfte, die bereits eine an-
dere Lehramtsbefähigung erworben haben, 
können auch weiterhin die Befähigung für das 
Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
durch eine berufsbegleitende Ausbildung er-
werben. Eine entsprechende Regelung im Leh-
rerausbildungsgesetz wurde vom Landtag mit  
Mehrheit bis 31. Dezember 2025 verlängert 
(18/6883). 2025 soll es dann eine Evaluation 
der Regelung geben. Der Mangel an Kräften 
für das Lehramt für sonderpädagogische För-
derung sei eine der größten Herausforderun-
gen für die Schulen in Nordrhein-Westfalen, 
heißt es im Gesetzentwurf der Landesregie-
rung. Und weiter: „Der Anspruch von Kin-
dern und Jugendlichen auf Bildung, Erziehung 

und individuelle Förderung (§ 1 Schulgesetz) 
kann nur erfüllt werden, wenn eine hinrei-
chende Anzahl gut ausgebildeter Lehrkräfte 
zur Verfügung steht.“

„Makrokriminalität“
13.12.2023 – Die AfD-Fraktion fordert die 
Einrichtung einer Professur für „Makrokrimi-
nalität“ in Nordrhein-Westfalen. Ein entspre-
chender Antrag (18/7212) der Fraktion wurde 
zur weiteren Beratung an den Wissenschafts-
ausschuss überwiesen. Die wissenschaftliche 
Erforschung der Makrokriminalität sei notwen-
dig, um Kriegsverbrechen und andere Formen 
kollektiver Gewalt zu erfassen, aufzuarbeiten 
„und so aus Deutschland heraus einen Beitrag 
zur Gerechtigkeit und zum Frieden in der Welt 
zu leisten“, heißt es im Antrag. Die Fraktion 
führt als Beispiele Berichte über Kriegsverbre-
chen im Zusammenhang mit dem russischen 
Angriffskrieg in der Ukraine und den Überfall 
der Terrororganisation Hamas auf Israel an.

Schutz jüdischer Einrichtungen
13.12.2023 – Das Land Nordrhein-Westfalen 
wird die jüdischen Landesverbände von 2024 an 
mit jährlich 23,5 Millionen Euro unterstützen. 
Das sind rund 5 Millionen Euro mehr als bisher. 
Einen entsprechenden Gesetzentwurf (18/7169, 
Neudruck) der Landesregierung hat der Land-
tag einstimmig beschlossen. Hintergrund seien 
zusätzliche Sicherheitsleistungen (Wachdienste) 
an jüdischen Einrichtungen angesichts „zuneh-
mender antisemitischer Tendenzen in der Ge-
sellschaft“, heißt es in der Gesetzesvorlage. Im 
Haushalt 2024 seien einmalig weitere 1,5 Milli-
onen Euro für Schutzmaßnahmen vorgesehen, 
„um auf die außergewöhnliche antisemitische 
Bedrohungslage im Nachgang des Terroran-
griffs der Hamas vom 7. Oktober 2023 zu re-
agieren“. 
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Politische Bildung
14.12.2023 – Der Landeszentrale für politische 
Bildung drohe ein „personeller und finanzieller 
Kahlschlag von historischem Ausmaß“, heißt es 
in einem Antrag (18/7198) der SPD-Fraktion. 
Hintergrund seien Umstrukturierungen, die 
die Landesregierung plane. Vorgesehen sei-
en eine neue Stabsstelle im Wissenschaftsmi-
nisterium und die Auslagerung des Bereichs  
„Erinnerungskultur“ ins Ministerium. Dies 
koste die Landeszentrale insgesamt 14 Mitar-
beitende. Der Einrichtung blieben damit nur 
noch fünf Referentenstellen sowie 24 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Im Vergleich zu 
anderen Bundesländern sei dies „unverhält-
nismäßig wenig“. Es müsse gewährleistet sein, 
„dass eine Einrichtung der politischen Bildung 
immer – aber besonders in Zeiten eines steigen-
den Extremismus – neutral agieren kann und 
somit ihre Stimme behält“, so die Fraktion. Der 
Antrag wurde zur weiteren Beratung an den 
Hauptausschuss überwiesen. 

Kommunale Finanzen
14.12.2023 – Der Landtag hat sich mit der 
Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen 
Finanzmanagements (NKF) befasst. Das NKF 
sowie die Kommunale Haushaltsverordnung 
legten Regeln und Verfahren fest, die Kom-
munen bei der Verwaltung ihrer Finanzen ein-
halten müssten, heißt es in einem Antrag der 
Fraktionen von CDU und Grünen (18/7189). 
Die derzeitige Ausgestaltung des NKF sowie 
der Haushaltsverordnung beschränkten „in 
einigen wesentlichen Punkten die Fähigkeit 
der Gemeinden, Investitionen in ihr Anlage-
vermögen flexibel und wirklichkeitsnah zu 
gestalten“. Das NKF sowie die Haushaltsver-
ordnung müssten weiterentwickelt werden, 
um kommunale Investitionen zu erleichtern. 
Die Landesregierung hat den Entwurf für ein 

„Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung des 
Neuen Kommunalen Finanzmanagements im 
Land Nordrhein-Westfalen“ (18/7188) vorge-
legt, der in erster Lesung im Plenum mitbera-
ten wurde. Der Antrag der Fraktionen sowie 
der Gesetzentwurf wurden an den Ausschuss 
für Heimat und Kommunales (federführend) 
überwiesen.

Grundsteuerreform
14.12.2023 – Die Große Anfrage „Umsetzung 
der Grundsteuerreform nach dem Scholz-Mo-
dell in Nordrhein-Westfalen – Warum hält der 
Finanzminister aufgrund des Frage- und Infor-
mationsrechts der Abgeordneten zu ermitteln-
de Erkenntnisse zurück?“ der FDP-Fraktion 
(18/5107) sowie die Antwort der Landesregie-
rung (18/6491) waren Thema im Plenum. „Die 
Verärgerung zahlreicher Steuerpflichtiger über 
die neue Grundsteuerbürokratie nach dem so-
genannten Scholz-Modell hält in Nordrhein-
Westfalen bei Privatpersonen, Unternehmen, 
Vereinen und sonstigen Betroffenen unvermin-
dert an“, schreibt die Fraktion in ihrer Anfrage. 
„Sogar etliche Experten hadern mit der neuen 
Grundsteuererklärung, die grundsätzlich ver-
pflichtend über das Elster-Onlineportal der 
Finanzverwaltung zu erledigen ist.“ Die Ant-
wort der Landesregierung umfasst 182 Seiten 
und nimmt Stellung u. a. zu Abgabefristen, zur 
Zahl eingegangener Grundsteuererklärungen, 
Bearbeitungsdauer, Rolle von Steuerberaterin-
nen und Steuerberatern sowie zu eingereichten 
Klagen. 

Hochwasser und Kriminalität
14.12.2023 – Kriminalität im Zusammenhang 
mit der Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 
hat den Landtag beschäftigt. So seien Opfer 
der Flut zu weiterem Schaden gekommen, etwa 
durch Plünderungen ihrer Häuser, thematisiert 

die AfD-Fraktion in einer Großen Anfrage 
(18/544). Die Fraktion fragt darin u. a. nach 
dem Stand der Ermittlungen von Polizei und 
Staatsanwaltschaft und nach Finanzhilfen für 
die Geschädigten. In ihrer Antwort (18/3080) 
listet die Landesregierung 632 polizeilich er-
fasste Eigentumsdelikte auf, dazu 425 weitere 
Straftaten. Im Zusammenhang mit Eigentums-
delikten seien 275 tatverdächtige Personen er-
mittelt worden. Bis zum Ende des Jahres 2022 
sei es insgesamt zu 54 Anklagen und 56 Straf-
befehlen gekommen. Die Landesregierung ver-
wies darauf, dass Opfer von Katastrophen keine 
Mittel der Stiftung Opferschutz erhalten könn-
ten. Dies entspreche ähnlichen Regelungen in 
anderen Bundesländern.

Integration 
14.12.2023 – Der Landtag hat sich auf An-
trag der Fraktionen von CDU und Grünen 
mit sogenannten Erstorientierungskursen 
für Geflüchtete beschäftigt. In ihrem Antrag 
(18/6845) kritisieren die Koalitionsfrakti-
onen geplante Kürzungen des Bundes bei 
diesen Kursen. Die Landesregierung müsse 
sich dafür einsetzen, dass diese Kürzungen 
zurückgenommen werden. „In den Landes-
einrichtungen wird den Geflüchteten mit den 
BAMF-Erstorientierungskursen eine erste An-
laufstelle geboten, um die ersten Sprachbau-
steine zu erlernen“, argumentieren CDU und 
Grüne. Ohne ausreichende Sprachkenntnisse 
hätten diese Menschen später große Schwie-
rigkeiten bei der Integration. Die nordrhein-
westfälische Koalition erwarte, „dass der Bund 
seiner Verantwortung für das Gemeinwesen 
gerecht wird und seine Zusage einhält, Erstori-
entierungskurse als Basis für einen gelungenen 
Integrationsprozess qualitativ und quantitativ 
stärken“. Der Antrag wurde mit den Stimmen 
von CDU und Grünen angenommen. SPD, 
FDP und AfD stimmten dagegen.
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https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-6491.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-544.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-3080.pdf
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Religionen sollten Kindern bereits in Kitas und 
Schulen vermittelt werden. Alle Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens müssten mehr zur 
Bekämpfung von Antisemitismus beitragen. 

Antisemitismus aus den Köpfen zu bekom-
men, sei eine „Daueraufgabe unserer Demo-
kratie“, sagte Grünen-Fraktionschefin Wibke 
Brems. „Antisemitismus ist Teil des kollektiven 
Wissensbestandes unserer Gesellschaft.“ Anfein-
dungen kämen u. a. aus dem Rechtsextremismus, 
linken Milieus sowie „migrantischen“ Milieus. 
Ressentiments gegenüber Jüdinnen und Juden 
hätten auch in der Mitte der Gesellschaft zuge-
nommen. Daneben gebe es deutlich mehr anti-
muslimische Vorfälle. Sie seien „ganz eindeutig“ 
auch auf „rechtsextreme Hetze“ zurückzuführen. 
Klar sei: „Antisemitismus lässt sich nicht durch 
Islamfeindlichkeit und Rassismus bekämpfen.“

„Wenn sich Menschen jüdischen Glaubens 
in Deutschland nicht mehr sicher fühlen kön-
nen, dann müssen wir als Politik jetzt und mit 
aller Kraft reagieren“, sagte Dirk Wedel (FDP). 
Jüdinnen und Juden seien „fester Bestandteil 
der Gesellschaft, ebenso die Überzeugung, dass 
der Staat Israel ein Existenzrecht hat“. Wer das 
anders sehe, „hat keinen Platz in unserer Ge-
sellschaft“. Wedel forderte eine Stärkung der 
Landeszentrale für politische Bildung. Bei der 
Bekämpfung von Vorurteilen spiele Bildung 
eine entscheidende Rolle. Befremdlich sei, 
„dass sich nun ausgerechnet die 
AfD als Vorkämpfer gegen Anti-
semitismus inszeniert“. 

Die AfD-Fraktion hatte die Aussprache bean-
tragt. Einem Medienbericht zufolge spreche 
die Recherche- und Informationsstelle Anti-
semitismus Nordrhein-Westfalen von einer 
„drastischen Zunahme“. Allein im Zeitraum 
vom 7. Oktober, dem Tag des Überfalls, bis zum  
9. November 2023 seien insgesamt 218 antise-
mitische Vorfälle erfasst worden, heißt es im 
Antrag (18/7010). Eine Aktuelle Stunde biete 
die „Möglichkeit, die Ursachen dieses drasti-
schen Anstiegs zu analysieren, wirksame Ge-
genmaßnahmen zu erörtern und die Bevölke-
rung für die Bedeutung der Bekämpfung von 
Antisemitismus zu sensibilisieren“.

Markus Wagner (AfD) bezeichnete Antise-
mitismus als „genuin menschenfeindlich“ und 
forderte: „Deutschland braucht eine Umkehr.“ 
Eine stark gestiegene Anzahl judenfeindlicher 
Übergriffe in Nordrhein-Westfalen sei ein Er-
gebnis der Politik der Landesregierung. Wagner 
sprach von „Realitätsverweigerung“ und „im-
portiertem Antisemitismus“. Bereits auf den 
Schulhöfen herrsche Judenhass, und das nicht 
erst seit dem Krieg in Nahost. Der Abgeordnete 
zitierte islamistische Hassäußerungen und sag-
te: „Es geht gegen Juden, es geht gegen uns. Wir 
müssen handeln, und zwar jetzt.“ 

„Schleichendes Gift“
„Antisemitismus ist ein schleichendes, ein bös-
artiges, ein tödliches Gift“, sagte Gregor Golland 
(CDU). Prävention, etwa in Schulen, sei ein 
gutes und wichtiges Gegenmittel. Aber: „Am 
Ende kommt es auf uns alle an“ – auf alle Men-
schen und auf alle Religionsgemeinschaften. 
„Hass ist keine Meinung. Hass muss von uns al-
len Demokraten entschlossen und gemeinsam 
bekämpft werden“, betonte er. „Nie wieder“ sei 
keine Floskel. Wer das Existenzrecht Israels, jü-
disches Leben in Deutschland oder die Gleich-
berechtigung von Frau und Mann infrage stelle, 
habe „in unserem Land nichts verloren“, unter-
strich Golland. 

Die Hintergründe und Motive für antisemi-
tische Vorfälle seien heterogen, sagte Elisabeth 
Müller-Witt (SPD). Verantwortlich dafür seien 
u. a. „antiisraelische Aktivisten, Islamisten, An-
tiimperialisten, Verschwörungsideologen, 
Rechtsextremisten oder auch christliche 
Fundamentalisten“. Es sei eine Bildungs-
aufgabe, gegen Antisemitismus vorzu-
gehen. Das könne nicht früh genug an-
fangen. Werte wie Toleranz, Gleichheit 
und Gerechtigkeit sowie Kenntnisse über 

Die Demonstrationen auf den Straßen führten 
vor Augen, dass Hass, Hetze und Antisemitismus 
vorhanden seien, sagte Innenminister Herbert Reul 
(CDU). Wenn gegen Jüdinnen und Juden gehetzt 
und das Existenzrecht des Staates Israel infrage 
gestellt werde, „dann ist eben Schluss. Wir wer-
den dann mit aller Macht des Staates dagegen 
vorgehen.“ Dass die AfD-Fraktion den Antrag 
zur Aktuellen Stunde gestellt habe, sei „schon un-
geheuerlich“, sagte der Innenminister. Was in der 
AfD „unterwegs“ sei, was 
„gesagt, gedacht und 
formuliert“ werde, 
„spottet jeder Be-
schreibung“.   
sow, tob, zab

Gegen Hass und Hetze
30. November 2023 – Abgeordnete aller Fraktionen haben sich in einer Aktuellen Stunde besorgt über die Zunahme antisemitischer Vorfälle in 
Nordrhein-Westfalen geäußert. Seit dem Überfall der Terrororganisation Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 sei die Zahl gestiegen.
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Die Chanukkia ist ein acht- oder 
neunarmiger Leuchter, dessen 
Kerzen beim jüdischen 
Lichterfest Chanukka 
entzündet werden.  
 
Foto: Schälte
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auslese.“ Ein „Feilschen und Postengeschacher“ 
schade der gesamten Justiz. „Ihre mangelnde 
Distanz machte Sie von Anfang an befangen“, 
warf der FDP-Politiker dem Justizminister 
vor. „Sie tragen dafür die Verantwortung.“ Die 
Scheinwerfer seien nun aber auch auf die Staats-
kanzlei gerichtet, deren Rolle Fragen aufwerfe. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU) bezeichnete die Bei-
träge seiner beiden Vorredner als „Verschwö-
rungstheorien“. Sie versuchten, ein ordentliches 
Verfahren mit ihren Vorwürfen zu manipulie-
ren. Es sei „etwas ganz Normales“, wenn Bewer-
berinnen oder Bewerber auf eine hochkarätige 
Stelle das Gespräch mit „Menschen von Rele-
vanz“ suchten, um eine Einschätzung zu ihren 
Chancen und zur Konkurrenz zu bekommen. 
Das dort erhaltene Feedback sei selbstver-
ständlich nicht verbindlich. Vom Justizminis-
ter werde erwartet, die lange vakante Stelle zu 
besetzen. Dabei werde er nach den Vorgaben 
der Gerichte handeln. Nun heiße es, das finale 
Urteil abzuwarten. 

„Verfahren abwarten“
„Es gibt viele Probleme bei der Besetzung 
von Posten im politischen System“, sagte  
Christian Loose (AfD). Mit Bewerberinnen oder 
Bewerbern essen zu gehen, hielt er für „eher 
nicht“ üblich – ebenso, sie anzurufen. Schließ-
lich könnten diese in Bewerbungsgesprächen 
überzeugen. Das Verfahren habe nun ein „Ge-
schmäckle, sehr zum Schaden der Bewerberin“, 
meinte der Abgeordnete. Das Verwaltungsge-
richt Düsseldorf habe geurteilt, dass die favo-
risierte Bewerberin entsprechend ihrer Quali-
fikationen gemäß Bestenauslese hätte gewählt 
werden können. „Deshalb sollten wir einfach 
das Verfahren abwarten“, empfahl Loose. 

Die Aktuelle Stunde sei ein „erneuter Ver-
such, immer wieder den Eindruck zu erwecken, 

Die Opposition wirft Justizminister Dr. Benja-
min Limbach (Grüne) vor, in das Bewerbungs-
verfahren eingegriffen zu haben, um eine ihm 
bekannte Person durchzusetzen. Limbach weist 
dies zurück.

Zwei Verwaltungsgerichte hatten das Ver-
fahren gestoppt, nachdem die unterlegenen 
Bewerber geklagt hatten. Nun muss das Ober-
verwaltungsgericht entscheiden. 

Während der Fragestunde in der Plenarsit-
zung am 29. November 2023 hatten SPD und 
FDP das Thema erneut aufs Tapet gebracht und 
u. a. gefragt, welche Kenntnisse Ministerpräsident 
Hendrik Wüst (CDU) bezüglich des Bewerbungs-
verfahrens gehabt habe. Es bestehe nun „der 
Verdacht, dass die manipulative Einflussnahme 
in dem Verfahren um die OVG-Präsidentschaft 
nicht nur seitens des Justizministers Limbach, 
sondern darüber hinaus auch von der Staatskanz-
lei betrieben worden sein könnte“, heißt es im 
Antrag (18/7153) zur Aktuellen Stunde.  

Das Bewerbungsverfahren um eine der 
höchsten Richterstellen im Land laufe seit drei 
Jahren, sagte Sven Wolf (SPD). Im September 
2022 sei eine Bewerberin – eine ehemalige Kol-
legin des Justizministers – hinzugekommen. Im 
Juni 2023 habe das Kabinett zugunsten dieser 
Bewerberin entschieden. Es gebe „in der gan-
zen Geschichte jede Menge Ungereimtheiten“. 
Nathanael Liminski, der Chef der Staatskanzlei, 
habe im Plenum angegeben, vorab Gespräche 
mit zwei Personen aus dem Bewerberkreis ge-
führt zu haben. „Das erweckt den Anschein 
einer politischen Einflussnahme aus der Staats-
kanzlei“, betonte Wolf.

Die „Geschichte“, die von Justizminister 
Limbach „aufgetischt“ worden sei, werde „im-
mer unglaubwürdiger“, sagte Dr. Werner Pfeil 
(FDP). Der Justizminister habe das „Neutra-
litätsgebot“ verletzt. „Herr Minister, seien Sie 
doch ehrlich, hier zählte nicht mehr die Besten-

etwas wäre formal nicht korrekt gewesen“, sagte 
Dr. Julia Höller (Grüne). Minister Limbach habe 
schon vor Wochen alle Fragen beantwortet. 
Offenbar gehe es den Fraktionen von SPD und 
FDP nur darum, „dass etwas hängen bleibt“. 
Das sei „unpolitisch“ und „schäbig“. Die Lan-
desregierung sei für viele Ernennungen inner-
halb der Justiz zuständig. Auch in diesem Fall 
sei das Verfahren nach den Kriterien der Bes-
tenauslese erfolgt. Zur Kritik der Opposition 
sagte Höller: „Irgendwann wird es absurd.“ 

Zu Beginn der Legislaturperiode habe er 
den Abgeordneten versichert, dass ihm „sehr 
an einer offenen und vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit“ zwischen Justizministerium 
und Landtag gelegen sei, sagte Justizminister  
Dr. Benjamin Limbach (Grüne). Er habe das Par-
lament in allen Sondersitzungen des Rechts-
ausschusses, der Fragestunde und bei Kleinen 
Anfragen „stets nach bestem Wissen und Ge-
wissen informiert“. Er könne sich daher nur 
wiederholen, sagte der Minister. Es habe keine 
politische Einflussnahme gegeben. Das Verfah-
ren sei transparent, offen und streng nach den 
Grundsätzen der Bestenauslese geführt worden. 

Der Chef der Staatskanzlei, Minister Nathanael 
Liminski (CDU), betonte, dass das Landeskabinett 
mit der Personalentscheidung für eines der höchs-
ten Ämter der NRW-Justiz befasst werden müsse. 
Als Regierungskoordinator sei er u. a. für die Vor-
bereitung der Kabinettssitzungen zuständig und 
damit mit allen Vorgängen befasst. Er erachte es 
als selbstverständlich, dass er Gesprächsbitten von 
Personen, die für diese hohen Ämter ernsthaft in 
Betracht kämen, nicht ablehne. Auf Initiative von 
zwei Personen aus dem Bewerberkreis habe er mit 
diesen Gespräche geführt. Beiden sei bewusst ge-
wesen, dass das Votum für die Auswahlentschei-
dung beim Justizministerium liege. Der Opposi-
tion warf Liminski einen „haltlosen Vorwurf der 
Einflussnahme“ vor.  tob, sow, zab, wib

Streit um Bewerbungsverfahren
1. Dezember 2023 – Der Landtag hat in einer Aktuellen Stunde über den Vorwurf der politischen Einflussnahme bei der Besetzung des Spitzenamtes des 
Oberverwaltungsgerichts (OVG) in Münster debattiert. Die Fraktionen von SPD und FDP hatten die Aussprache beantragt.
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Nationalpark Egge sowie den Umgang mit der 
Schuldenbremse gehe. Untereinander werde 
zwischen den Koalitionspartnern „nett und 
fröhlich“ kommuniziert. Aber: „Ich glaube 
nicht, dass das fünf Jahre hält.“

Im vergangenen Jahr seien 101 Radfah-
rinnen und Radfahrer in NRW tödlich ver-
unglückt, sagte Grünen-Fraktionsvorsitzende 
Wibke Brems. Laut Straßenverkehrsgesetz müsse 
erst ein Gefahrennachweis erbracht werden, 
bevor Schutzmaßnahmen eingeleitet werden 
könnten. „Diese Logik ist so veraltet wie die Ur-
sprünge des Straßenverkehrsrechts selbst.“ Das 
sei „Ausdruck einer autozentrierten Verkehrs-
politik von vorgestern“. Nötig sei „Prävention 
statt Reaktion“. Es sei „bedauerlich“, dass der 
Entwurf für ein neues Straßenverkehrsgesetz 
im Bundesrat keine Mehrheit gefunden habe. 
Zu hoffen sei, dass eine Einigung im Vermitt-
lungsausschuss erzielt werde. 

Er sei „überrascht, aber auch ein wenig 
amüsiert“, dass für das neue Straßenverkehrsge-
setz „über Nacht“ keine Mehrheit im Bundesrat 
mehr vorhanden war, sagte Klaus Esser (AfD). 
Wenige Tage vor der betreffenden Bun-
desratssitzung habe seine Frak-
tion im Landtag in einem 

Ziel sei u. a. gewesen, Städten und Gemeinden 
„mehr Spielraum, etwa für die Einrichtung 
von Busspuren und Tempo-30-Zonen“ zu ge-
ben, heißt es im Antrag der SPD (18/7011). 
Ein entsprechendes Gesetz habe allerdings am  
24. November 2023 im Bundesrat keine Mehr-
heit gefunden, auch weil die nordrhein-westfä-
lische Landesregierung nicht zugestimmt habe. 
Das wiederum habe für „Unbehagen“ bei den 
Grünen gesorgt, was ein „bezeichnendes Licht 
auf die Uneinigkeit der Landesregierung beim 
Thema Verkehrspolitik“ werfe.

Zu Beginn der Debatte zitierte Alexander 
Vogt (SPD) aus dem Koalitionsvertrag von CDU 
und Grünen. Darin hätten sie vereinbart, den 
Kommunen mehr Handlungsfreiheit zur Stei-
gerung der Verkehrssicherheit zu ermöglichen. 
Nun hätten sie genau das mit ihrer Enthaltung 
im Bundesrat verhindert und damit den Koali-
tionsvertrag gebrochen. Inhaltlich gehe es etwa 
um Zebrastreifen vor Kitas, Tempo-30-Zonen 
und Ladezonen für Paketdienste. All das könn-
ten Kommunen nun nicht einfacher einrichten. 
Vogt sprach von einer „katastrophalen Entschei-
dung“: „CDU und Grüne haben sich gegen die 
Interessen von Kindern, älteren Menschen, Rad-
fahrenden und vieler Kommunen entschieden.“

„Uneinigkeit und Streit“
Oliver Krauß (CDU) verteidigte die Enthaltung 
Nordrhein-Westfalens im Bundesrat. Denn die 
Bundesregierung habe den Gesetzentwurf – 
„unbeeindruckt“ von einiger Kritik seitens 
Verbänden und Kommunen – unverändert im 
Bundestag abstimmen lassen. Verkehrssicher-
heit dürfe aber nicht unberücksichtigt bleiben: 
Die Leistungsfähigkeit von Straßen des über-
örtlichen Verkehrs entscheide zum Beispiel 
darüber, ob eine für Menschen gefährlichere 
Abkürzung durch Wohngebiete genommen 
werde. So würde die Novelle das Gegenteil von 
mehr Sicherheit bringen, so Krauß. Die NRW-
Koalition setze nun darauf, im Vermittlungs-
ausschuss einen Konsens zu erzielen. Sie arbeite 
mit Sorgfalt.

„Uneinigkeit und Streit“ innerhalb der Ko-
alition von CDU und Grünen seien stark aus-
geprägt, sagte Christof Rasche (FDP). Das zeige 
sich in der Verkehrspolitik u. a. an konträren 
Positionen zum Deutschlandticket, zu Flughä-
fen, Umgehungsstraßen und zur Einführung 
einer Landeseisenbahngesellschaft. „Tiefe Grä-
ben“ zwischen Schwarz und Grün gebe es auch 
über die Verkehrspolitik hinaus, wenn es etwa 
um Rohstoffabgaben für Kies und Sand, den 

Antrag „sachlich, ohne Vorhaltungen“ auf „of-
fenkundig strittige Punkte“ in der Gesetzesno-
velle hingewiesen, die keine Mehrheit im Bun-
desrat finden würden. Der Landtag habe den 
Antrag der AfD-Fraktion jedoch „in die Tonne 
getreten“. Für die Bürgerinnen und Bürger sei es 
gut, dass das neue Gesetz vorerst nicht in Kraft 
trete, sagte Esser. 

„Das Gesetz war gut gemeint, aber nicht 
gut gemacht“, sagte Nathanael Liminski (CDU), 
Minister für Bundes- und Europaangelegen-
heiten, Internationales sowie Medien und Chef 
der Staatskanzlei. Acht Bundesländer, unter ih-
nen Nordrhein-Westfalen, aber auch die SPD-
geführten Länder Brandenburg und Hamburg, 
hätten nicht zugestimmt. Die Landesregierung 
unterstütze zwar einmütig die grundsätzliche 
Zielsetzung – mehr Spielräume für die Kom-
munen, mehr Klimaschutz. An erster Stelle 
müsse aber immer die Sicherheit stehen. Die 
Landesregierung sei bereit, im Vermittlungs-
ausschuss an der Verbesserung des Gesetzes 
mitzuwirken. sow, tob, zab

Verkehrsrecht und Kommunen
1. Dezember 2023  – Die Reform des Straßenverkehrsrechts stand im Mittelpunkt einer Aktuellen Stunde. Die SPD-Fraktion hatte die Debatte bean-
tragt. Hintergrund: Der Bundesrat hatte einer entsprechenden Gesetzesnovelle nicht zugestimmt. 
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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 
2024 (Haushaltsgesetz 2024)  | 18/5000, 18/6500 
(Ergänzung), Vorlage 18/1417, 18/7200  | Lan-
desregierung  | 2. Lesung am 29. und 30. No-
vember 2023  | 3. Lesung am 13. Dezember 
2023 | verabschiedet

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen an die Gemein den 
und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 2024  
(Gemeindefinanzierungsgesetz 2024)  | 18/5800, 
18/6500 (Ergänzung), Vorlage 18/1417, 
18/7201  | Landesregierung  | 2. Lesung am 29. 
November 2023  | 3. Lesung am 13. Dezember 
2023  | verabschiedet

Gesetz über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bür-
gern sowie Gemeinden an der Windenergienutzung 
in Nordrhein-Westfalen (Bürgerenergiegesetz NRW)  | 
18/5849, 18/7396 | CDU und Grüne | 2. Lesung 
am 13. Dezember 2023 | 3. Lesung am 15. Dezem-
ber 2023 | Abstimmung nach Redaktionsschluss

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerb-
steuer | 18/7202 | FDP | 1. Lesung am 13. De-
zember 2023 | Überweisung an den Haushalts- 
und Finanzausschuss

Gesetz zur Modernisierung des Gesetzes über die 
NRW.BANK und der Gesetze berufsständischer Ver-
sorgungswerke  | 18/5349, 18/7397  | Landesre-
gierung  | 2. Lesung am 13. Dezember 2023  | 
verabschiedet

Zweites Gesetz zur Änderung des Lehrerausbil-
dungsgesetzes  | 18/6883  | Landesregierung  |  
2. Lesung am 13. Dezember 2023 | verabschiedet

Gesetz zur Durchführung des Sozialen Entschädigungs-
rechts in Nordrhein-Westfalen im Rahmen des Sozi-
algesetzbuches Vierzehntes Buch und zur Änderung 
verschiedener Landesausführungsgesetze im Sozial-
recht  | 18/6413 (Neudruck), 18/7398  | Landes-
regierung | 2. Lesung am 13. Dezember 2023 | 
verabschiedet

Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für einen besse-
ren Schutz hinweisgebender Personen (Hinweisge-
berschutzgesetz) und zur ergänzenden Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. Oktober 2019 zum 
Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Uni-
onsrecht melden, sowie zur Änderung des Landes-
beamtengesetzes  | 18/5468  | Landesregierung  |  
2. Lesung am 13. Dezember 2023 | verabschiedet

G E S E T Z G E B U N G

Laufende Gesetzgebung
Reihenfolge: Name des Gesetzes | Drucksache | Antragsteller | ggf. federführender Ausschuss | Beratungsstand

Gesetz zur Änderung des Spielbankgesetzes NRW  | 
18/4341  | Landesregierung  | 2. Lesung am  
13. Dezember 2023 | verabschiedet

Gesetz zu der Zusatzvereinbarung zu dem Vertrag 
zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und dem 
Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nord- 
rhein – Körperschaft des öffentlichen Rechts –, dem 
Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Westfa-
len-Lippe – Körperschaft des öffentlichen Rechts –, der 
Synagogen-Gemeinde Köln – Körperschaft des öffent-
lichen Rechts – und dem Landesverband progressiver 
jüdischer Gemeinden in Nordrhein-Westfalen e. V. vom 
1. Dezember 1992 (GV. NRW. S. 314), zuletzt geändert 
durch Sechsten Änderungsvertrag vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 574) | 18/7169 (Neudruck) | Landes-
regierung | 1. und 2. Lesung am 13. Dezember 
2023 | verabschiedet

Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Umset-
zung der Förderung der Gemeinsamen Agrarpolitik 
in Nordrhein-Westfalen sowie zur Änderung des 
Landesnaturschutzgesetzes | 18/7241 | Landesre-
gierung  | 1. Lesung am 13. Dezember 2023  | 
Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, 
Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume

Zweites Änderungsgesetz zum Kinderbildungsge-
setz | 18/6817 | FDP | 2. Lesung am 14. Dezem-
ber 2023 | abgelehnt

Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kom-
munalen Finanzmanagements im Land Nordrhein-
Westfalen | 18/7188, 18/7189 | Landesregierung | 
1. Lesung am 14. Dezember 2023 | Überweisung 
an den Ausschuss für Heimat und Kommunales 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung des 
Pensionsfonds des Landes Nordrhein-Westfalen (Pen-
sionsfondsgesetz Nordrhein-Westfalen) sowie zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften | 18/5467 | 
Landesregierung | 2. Lesung am 29. November 
2023 | verabschiedet

Neuntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-West-
falen  | 18/5803  | Landesregierung  | 2. Lesung 
am 29. November 2023 | verabschiedet
 
Gesetz zur Änderung des Krankenhausgestaltungs-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen, des Hoch-
schulgesetzes, der  Universitätsklinikum-Verordnung 
und des Gesetzes zur Umsetzung des Transplan- 
tationsgesetzes  | 18/5804  | Landesregierung  |  
2. Lesung am 29. November 2023 | verabschiedet

Gesetz zur Zustimmung zu der Vereinbarung über die 
kirchliche Polizeiseelsorge im Land Nordrhein-West-
falen | 18/6721 (Neudruck) | Landesregierung | 
1. Lesung am 29. November 2023  | Überwei-
sung an den Innenausschuss

Gesetz zur Änderung des Landesmediengesetzes Nord- 
rhein-Westfalen und des Gesetzes über den West-
deutschen Rundfunk Köln (21.  Rundfunkänderungs-
gesetz) | 18/6847 | CDU und Grüne | 1. Lesung 
am 30. November 2023 | Überweisung an den 
Ausschuss für Kultur und Medien

Siebtes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen  | 18/4531, 18/6885  | 
Landesregierung | 2. Lesung am 30. November 
2023 | verabschiedet

Gesetz zur Stärkung der direkten Demokratie bei der 
Errichtung neuer Flüchtlingsunterkünfte und des 
kommunalen Mitspracherechts bei der Zuweisung 
des Landes an die Kommunen gemäß Flüchtlingsauf-
nahmegesetz  | 18/6379  | AfD  | Ausschuss für 
Heimat und Kommunales | in Beratung

Gesetz zur Abschaffung der Beiträge für den Ausbau 
kommunaler Straßen im Land Nordrhein-Westfalen 
(Kommunalabgaben-Änderungsgesetz Nordrhein-
Westfalen)  | 18/6414  | Landesregierung  | Aus-
schuss für Heimat und Kommunales  | in Be-
ratung

Gesetz zur Stärkung der Wissenschaftsfreiheit  | 
18/6376  | AfD  | Wissenschaftsausschuss  | in 
Beratung

Gesetz zur Änderung der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen  | 18/5834  | FDP  | Haupt-
ausschuss | in Beratung

Viertes Gesetz zur Änderung des Heilberufsgesetzes | 
18/5940 | Landesregierung | Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales | in Beratung

Gesetz über die Offenlegung staatlicher Zahlungen 
an Journalisten (Zahlungsoffenlegungsgesetz NRW) | 
18/5830 | AfD | Ausschuss für Kultur und Me-
dien | in Beratung

Gesetz zur Änderung der nordrhein-westfälischen 
Landesverfassung betreffend Gleichwertigkeit der be-
ruflichen und der akademischen Bildung  | 18/4278 | 
FDP | Hauptausschuss | in Beratung
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und Geld, gaben die Kammern zu bedenken 
und brachten den alternativen Erwerb von Be-
rufserfahrung ins Spiel. An einem schnelleren 
Einstieg in den Beruf hätten häufig sowohl die 
Fachkräfte als auch die Betriebe ein Interesse.

Die Regionaldirektion Nordrhein-Westfa-
len der Bundesagentur für Arbeit begrüßte die 
Vorschläge im Antrag. „Gesetzliche Arbeits-
verbote für Geflüchtete limitieren allerdings 
für die Dauer des Aufenthalts in den Aufnah-
meeinrichtungen des Landes den Einsatz ar-
beitsmarktpolitischer Instrumente“, heißt es in 
ihrer Stellungnahme. Eingesetzt würden jedoch 
Online-Anwendungen, um eigene Ziele, Po-
tenziale und Kompetenzen zu identifizieren. 
Die Zentrale Servicestelle Berufsanerkennung 
verfüge inzwischen über ein mehrsprachiges 
Beratungsangebot, um im Ausland lebende In-
teressierte anzusprechen. 

Die Deutsche Rentenversicherung Rhein-
land bot in ihrer Stellungnahme Unterstützung 
an: Sie verfüge über „eine Expertise in der be-
ruflichen Qualifikation, beruflichen Einglie-

derung und konkreten Vermitt-
lung in Beschäftigung, die 

für den Personenkreis der 
Geflüchteten und Zugezo-
genen aus dem Ausland 
nicht genutzt wird“. Auch 
Partnerinnen und Partner 
wie Berufsförderungs-
werke und Berufliche 
Trainingszentren kön-
ne man einbinden.

Lägen alle erforderlichen Dokumente vor, 
dauere ein Verfahren zur Anerkennung von 
ausländischen Berufsabschlüssen zwei bis vier 
Wochen, erläuterten die Handwerkskammern 
Düsseldorf und Köln in ihrer gemeinsamen 
Stellungnahme. Wegen einer Regelungslücke 
zähle die Dauer aber bereits ab einem Zeit-
punkt, an dem wichtige Unterlagen noch fehl-
ten, nämlich Angaben zu den Ausbildungsin-
halten im Ausland. Diese seien teils schwer zu 
beschaffen und teuer zu übersetzen. Die Über-
setzungskosten schreckten viele Menschen ab, 
ein Anerkennungsverfahren anzustoßen. 

Nachqualifizierung
Laut Stellungnahme der Industrie- und Han-
delskammern (IHK) in Nordrhein-Westfalen 
ergeben nur knapp die Hälfte aller Anerken-
nungsverfahren eine Gleichwertigkeit der Qua-
lifikation. Eine Nachqualifizierung koste Zeit 

In ihrem Antrag „Anerkennung ausländischer 
Berufs- und Bildungsabschlüsse beschleuni-
gen – Potenziale nutzen, Engstellen beseitigen, 
Karrieren ermöglichen“ (18/4559) fordern 
CDU und Grüne die Landesregierung zu So-
fortmaßnahmen auf. Sie solle u. a. für einen 
niedrigschwelligen und mehrsprachigen Zu-
gang zur Zentralstelle Fachkräfteeinwande-
rung sorgen und den Prozess der Berufsan-
erkennung unbürokratischer und attraktiver 
gestalten. Denkbar sei auch eine Erfassung 
der beruflichen Potenziale von Geflüchteten 
in Unterbringungseinrichtungen des Landes. 
In einem mitberatenen Entschließungsantrag 
(18/4670) fordert die SPD-Fraktion u. a., Aus-
länderbehörden zu „Willkommensbehörden“ 
umzubauen. 

Die Sachverständigen begrüßten das Ziel, 
im Ausland erworbene Berufsabschlüsse schnel-
ler anzuerkennen. Zentral sei, das inländische 
Fachkräftepotenzial der bereits hier lebenden 
Menschen zu akti-
vieren, erklärte der 
Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB). 
Der Antrag falle in 
Teilen aber hinter die 
Fachkräftestrategie 
des Landes zurück. Er 
enthalte Prüfaufträge 
und Bestandsaufnah-
men, obwohl im Stra-
tegiepapier des Landes 
bereits Vorhaben zur 
Umsetzung formuliert 
seien. Ohne zusätzliches 
Geld gehe es nicht. Zu-
dem warnte der DGB: 
„Einwanderung darf nicht 
dazu dienen, gute Arbeits-
bedingungen und Tarifver-
träge zu unterlaufen.“

Bachelor aus Bulgarien, Ausbildung in Afghanistan
8. November 2023 – In vielen Berufen mangelt es an Personal, auch in Nordrhein-Westfalen. Ohne genügend Fach- und Arbeitskräfte komme ein 
attraktiver Wirtschaftsstandort jedoch nicht aus, argumentieren CDU und Grüne in einem Antrag. Sie wollen daher die Potenziale von Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte besser ausschöpfen und ebenso Fach- und Arbeitskräfte aus dem Ausland gewinnen. Zur Anerkennung ausländischer 
Bildungs- und Berufsabschlüsse befragten der Arbeits- und der Integrationsausschuss Sachverständige aus Behörden und Praxis.

S C H W E R P U N K T

Foto: Schälte
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Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Ausländische Berufs- und BildungsabschlüsseStandpunkte

Die Anerkennung von Bildungs- 
und Berufsabschlüssen …

Marco Schmitz 
(CDU)

… muss beschleunigt werden, um die Integration von inter-
nationalen Fachkräften zu fördern und dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken. Derzeitige Verfahren sind oft langwierig 
und komplex, was zu Frustration und Verzögerungen führt. Ef-
fizientere Strukturen, die den Prozess transparenter gestalten 
und Ressourcen für eine beschleunigte Bearbeitung bereitstel-
len, sind notwendig. 

Dr. Martin Vincentz  
(AfD)

… benötigt immer noch zu viel Zeit. Prüfungsverfahren, die 
sich über Monate ziehen, frustrieren die Betroffenen und sind 
in Zeiten des Fachkräftemangels nicht hinnehmbar. Selbst 
bei Gesundheitsberufen können die Verfahren trotz aller Be-
schleunigungsmaßnahmen über ein halbes Jahr dauern. Ver-
mehrte Teilanerkennungen können ein Mittel sein, Menschen 
einen ersten Einstieg in Arbeit zu ermöglichen.   

… ist ein notwendiges Verfahren zur Aufrechterhaltung der 
qualitativ hohen Standards deutscher Bildungs- und Berufs-
abschlüsse. 

Benjamin Rauer 
(Grüne)

… ermöglicht qualifizierte Arbeitsmigration und dient der 
Sicherstellung von Qualitätsstandards. Hierzu ist eine res-
sourcenorientierte Prüfung der individuellen Möglichkeiten 
auf dem Arbeitsmarkt sinnvoll, die eine gute personelle und 
bürokratische Infrastruktur voraussetzt.

… muss auf allen Ebenen noch deutlich einfacher, schneller 
und digitaler gehen. Dazu gehört auch, die zuständigen Stel-
len so auszugestalten, dass sie niedrigschwellig und mehr-
sprachig über die einzelnen Schritte für die Durchführung 
eines Anerkennungsverfahrens informieren. Wir wollen unnö-
tige bürokratische Hürden abbauen.

Susanne Schneider  
(FDP)

Lena Teschlade  
(SPD)

Der Antrag habe vor allem industrielle Berufe 
im Blick, bemerkte die Freie Wohlfahrtspfle-
ge NRW. Pflege- und Erziehungsberufe spiel-
ten kaum eine Rolle. Zum einen aber stelle 
die Sozialwirtschaft selbst einen erheblichen 
Wirtschaftsfaktor dar. Zum anderen sorge das 
Personal in Pflege- und Betreuungsberufen 
dafür, dass die Arbeitskräfte dem Markt über-
haupt zur Verfügung stünden und nicht wegen 
Betreuungsaufgaben ausfielen. Der Verband 
forderte ein Gesamtkonzept, das eine diffe-
renzierte Beratung beinhalte und Faktoren wie 
Wohnen, Spracherwerb und Kinderbetreuung 
berücksichtige. 

Kulturwechsel
Ausdrücklich zu begrüßen sei der im SPD-
Antrag geforderte Kulturwechsel, heißt es in 
der Stellungnahme der Gemeinnützigen Ge-
sellschaft zur Unterstützung Asylsuchender. 
Denn Deutschland tue „gerade alles dafür, um 
für Einwandernde unattraktiv zu werden“. Vor-
schläge zu „Verschärfungen, Abschottung und 
Abschiebungen“ seien kontraproduktiv: „Die 
Asylsuchenden von heute sind die Fachkräfte 
von morgen.“ Der Verband forderte u. a. einen 
„Spurwechsel“: Wessen Asylantrag abgelehnt 
werde, müsse in einen „Aufenthalt für die Ar-
beit“ wechseln können. Dies schaffe Sicherheit 
nicht nur für die Betroffenen, sondern auch für 
die Betriebe. 

Aus der Praxis berichteten Vertreter der 
Educaro Deutschland GmbH, einer Agentur, 
die seit 2018 auf die Migration von Pflege-
kräften nach Deutschland spezialisiert ist. Der 
gesamte Anerkennungsprozess gehöre auf den 
Prüfstand gestellt – idealerweise unter Mit-
wirkung aller beteiligten Stellen. Zudem seien 
mehr Personal für die Zentralstelle Fachkräf-
teeinwanderung, eine weitere Digitalisierung 
und verbindliche Zeitvorgaben geboten. Un-
verständliche Formulare, uneinheitliches Vor-
gehen, hohe Kosten und eine Gesamtdauer des 
Anerkennungsprozesses von bis zu einem Jahr 
führten zu Frustration und Absprung von Kan-
didatinnen und Kandidaten, aber auch von Kli-
niken und Pflegeeinrichtungen. sow

Alle Stellungnahmen zur  
Anhörung finden Sie hier: 
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Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Ausländische Berufs- und Bildungsabschlüsse

Einwanderung … Geflüchtete …

 

Unternehmen …

… ist eine der drei Säulen, mit der der Fachkräftemangel in 
unserem Land behoben werden kann. Neben der Ausbildung 
von Jugendlichen und der Hebung inländischer Potentiale 
müssen bedarfsorientiert auch Menschen angeworben wer-
den. Hierfür ist eine breite gesellschaftliche Willkommens-
kultur notwendig, um als Land für qualifizierte Zuwanderer 
attraktiv zu sein. 

… sollten möglichst schnell die Möglichkeit bekommen, 
eine Arbeitsstelle in Deutschland anzunehmen. Dabei müs-
sen wir auch Teil- und Nachqualifizierungen der Ausbildung 
ermöglichen. Eine schnellere Anerkennung von Abschlüssen 
ist nicht nur ein Beitrag zur Chancengleichheit, sondern auch 
ein wichtiger Schritt zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
Nordrhein-Westfalens im globalen Arbeitsmarkt. 

… profitieren von einer schnelleren Anerkennung von Be-
rufsabschlüssen: Das ermöglicht ihnen eine schnellere Inte-
gration hochqualifizierter internationaler Fachkräfte. Neben 
der Linderung des Fachkräftemangels steigert dies die Vielfalt, 
Innovation und Wettbewerbsfähigkeit, die entscheidend sind 
für den Erfolg in einer globalisierten Wirtschaft.

… ist ein wichtiges Instrument, um den Arbeitskräftemangel 
zu bekämpfen, unsere Sozialsysteme zu stabilisieren und so den 
Wohlstand in unserem Land zu sichern. Das Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz des Bundes war ein überfälliger Schritt, um die 
Einwanderung neu zu ordnen. Wir brauchen mehr reguläre und 
weniger irreguläre Migration. Mit unbürokratischen Verfahren 
können wir besser um Talente für unseren Arbeitsmarkt werben.   

… mit Bleibeperspektive sollen schneller und leichter eine 
Arbeit aufnehmen dürfen als bisher. Die beste Integration ist 
eine Integration in den Arbeitsmarkt. Deshalb brauchen wir 
einen verstärkten Fokus auf einen Berufseinstieg. Die Geset-
zeslage sieht ggf. auch eine Vermittlung in Arbeitsplätze mit 
geringeren Qualifikationsanforderungen vor – dies müssen 
die Jobcenter konsequent anwenden.   

… suchen händeringend qualifizierte Arbeitskräfte. Viele 
Ausbildungen im Ausland sind häufig eher praxisorientiert. 
Um die fachlichen Standards und die hohe Ausbildungsqua-
lität der deutschen Berufsbilder zu sichern, müssen theo-
retische Kenntnisse bei Bedarf nachgeholt werden. Solche 
Nachqualifizierungen sollten aber möglichst innerbetrieblich 
erfolgen, sofern der jeweilige Betrieb dazu in der Lage ist.

…  kann unter bestimmten Voraussetzungen dem Fachkräf-
temangel entgegenwirken, wenn der Fokus stärker auf gut 
ausgebildeten Migranten liegt. 

… können durch die Anerkennung ihrer Berufsqualifikation 
einen besseren Zugang zum Arbeitsmarkt und der damit ein-
hergehenden Integration in die Gesellschaft erlangen. 

 … profitieren von der Anerkennung von Bildungs- und Be-
rufsabschlüssen, da sie sich hier an den nationalen Standards 
orientieren können.

… ist ein wichtiger Baustein zur Bekämpfung des Fachkräfte-
mangels. Viele Menschen, die zu uns kommen, sind gut qua-
lifiziert. Damit die Menschen hier gerne arbeiten und leben, 
brauchen wir eine echte Willkommenskultur und weniger 
Hürden, zum Beispiel im Bereich der Berufsanerkennung.

… brauchen einen zügigen Zugang zum Arbeitsmarkt. Arbeit 
ist ein wichtiger Faktor zur Integration. Zudem trägt die Mög-
lichkeit, den eigenen Lebensunterhalt zu verdienen, sowohl 
zum individuellen als auch zum Gemeinwohl bei. 

… benötigen vereinfachte bürokratische Prozesse, um aus-
ländische Arbeitskräfte anstellen zu können. Die Motivation 
und Bereitschaft, passende Arbeitskräfte auch unter Geflüch-
teten und Menschen mit Migrationsgeschichte sowie im Aus-
land zu finden, ist hoch und darf nicht durch bürokratische 
Engstellen ausgebremst werden.

… von Fach- und Arbeitskräften ist nötig, um dem Fachkräfte-
mangel zu begegnen. Daher braucht es auch bei der Berufsan-
erkennung eine Willkommenskultur. Damit Menschen in ihren 
erlernten Berufen schnell bei uns arbeiten können, wollen wir 
die Anerkennung ausländischer Abschlüsse beschleunigen. 
Wenn sich Verfahren als zu kompliziert und langwierig erwei-
sen, wandern Fachkräfte in andere Länder ab.

… suchen bei uns Schutz vor Krieg, Gewalt und Verfolgung 
und haben ein Recht auf ein individuelles Asylverfahren. Sie 
bringen vielfältige Berufserfahrungen und Bildungskompe-
tenzen mit – diese Potenziale für den Arbeitsmarkt möchten 
wir heben. Wir setzen uns daher für eine möglichst frühzeitige 
Beratung zum Arbeitsmarkt und Anerkennungsverfahren be-
reits in den Unterbringungseinrichtungen des Landes ein.

… brauchen dringend mehr Arbeitskräfte, und zwar in fast 
allen Branchen. Aktuell können die Unternehmen in Deutsch-
land rund 1,73 Millionen offene Stellen nicht besetzen. Diese 
Lücke auf dem Arbeitsmarkt, die in den nächsten Jahren durch 
den demografischen Wandel noch größer wird, muss auch 
durch Zuwanderung geschlossen werden, da sind sich Politik, 
Wirtschaft und Fachleute einig.
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de“. Dieser Tag markiere den „endgültigen Ab-
stieg Nazi-Deutschlands in die Barbarei“.

Fotos der Hamas-Geiseln
Kuper gedachte zugleich der Opfer des Terroran-
griffs vom 7. Oktober, und er erinnerte an die von 
der Hamas verschleppten Geiseln. Mit Blick auf 
den wachsenden Antisemitismus sagte er: „Men-
schen jüdischen Glaubens und deren Freunde 
haben wieder Angst in diesem, unserem Land. 
Auch hier in Nordrhein-Westfalen, im Jahr 2023. 
85 Jahre danach!“ Dies sei unerträglich. Der Prä-
sident betonte: „Wer jüdisches Leben angreift, 
der greift uns alle an: Und wer Antisemitismus, 
egal unter welchem Deckmantel, egal aus welcher 
Ecke heraus befeuert, der muss Konsequenzen 
ohne Wenn und Aber zu spüren bekommen.“

In der Nacht vom 9. auf den 10. November 
1938 waren Synagogen in Brand gesetzt, jüdi-
sche Geschäfte und Wohnungen geplündert, 
Jüdinnen und Juden misshandelt, verhaftet 
oder getötet worden. Mehr als 1.300 Menschen 
starben infolge des Pogroms, der als Auftakt 
der systematischen Vernichtung der jüdischen 
Bevölkerung gilt. Während des Holocausts 
wurden mehr als sechs Millionen Jüdinnen 
und Juden ermordet.

Der Präsident des Landtags, André Kuper, 
begrüßte im Plenarsaal zahlreiche Gäste, dar-
unter auch viele Vertreterinnen und Vertreter 
jüdischer Gemeinden und Verbände, sowie die 
Antisemitismusbeauftragte des Landes, Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger. In seiner Rede 
erinnerte er an die Ereignisse vom 9. November 
1938 und sprach von einer „Nacht der Schan-

Ein besonderes Zeichen der Solidarität mit al-
len Jüdinnen und Juden und dem Staat Israel 
hatte der Landtag durch ein fünfmal fünf Meter 
großes Plakat gesetzt, das im Parlamentsgebäu-
de aufgehängt wurde: Es zeigt Fotos der von 
der Hamas verschleppten Geiseln. „Bring them 
home now“ ist darauf in den Farben der israe-
lischen Flagge zu lesen – „Bringt sie jetzt nach 
Hause“. Das Plakat entstand in Zusammenar-
beit mit der Jüdischen Gemeinde Düsseldorf.

Der Düsseldorfer Oberbürgermeister 
Dr.  Stephan Keller sagte, das Gedenken des 
9.  November 1938 könne nicht getrennt wer-
den von den Ereignissen des 7. Oktober 2023. 
Er sprach von einem „Trauma“ für die Israelis 
und die jüdische Gemeinde weltweit. Der bar-
barische Angriff der Hamas sei eine Zäsur, die 
viele Gewissheiten erschüttere. 

„Nie wieder ist jetzt“ – Gedenken an die Opfer der Pogromnacht 
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9. November 2023 – Vor 85 Jahren begann die systematische Verfolgung und Vernichtung von Jüdinnen und Juden in Nazi-Deutschland: Mit einer 
bewegenden Gedenkfeier haben Landtag, Landesregierung und Landeshauptstadt Düsseldorf an die Opfer der Pogromnacht erinnert. Die Veran-
staltung stand auch im Zeichen des Terrorangriffs der islamistischen Hamas in Israel am 7. Oktober 2023 und des wachsenden Antisemitismus in 
Deutschland.

Schülerinnen und Schüler lasen gemeinsam mit einem Enkel des jüdischen Ehepaars 
Mayer aus dessen Briefen. 

Die Gäste gedachten mit einer Schweigeminute der Opfer der Pogromnacht.
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Der brutale Terrorangriff der Hamas in Isra-
el vom 7. Oktober 2023 mache „fassungslos, 
wütend und traurig“, sagte Ministerpräsident 
Hendrik Wüst. „Unsere Gedanken sind bei un-
seren israelischen Freunden, bei den Opfern 
und ihren Familien.“ Während der Pogrome im 
Jahr 1938 habe Jüdinnen und Juden niemand 
zur Seite gestanden. Heute dagegen gelte: 
„Wir stehen fest an der Seite unserer israeli-
schen Freunde – ohne Wenn und Aber.“ Es  
sei nicht zu akzeptieren, wenn Hass, Gewalt 
und Terror auf deutschen Straßen gefeiert wür-
den. „Wir nutzen alle rechtlichen Möglichkei-
ten, um israelfeindliche Hass demons tra tio nen 
einzuschränken oder zu verbieten.“

Dr. Oded Horowitz, Vorsitzender des Lan-
desverbands der Jüdischen Gemeinden von 
Nordrhein, berichtete von eigenen Erlebnissen 
am 7. Oktober 2023. Mit seiner Familie 
habe er sich in Tel Aviv aufgehal-
ten. Morgens um 7 Uhr seien sie 
von Sirenen aus dem Schlaf geris-
sen worden. „Wir waren in Angst 
– in Todesangst.“ Vor 85 Jahren 
hätten Horden von Nazis Jüdin-
nen und Juden in einer „Hassor-
gie“ misshandelt, verschleppt und 
ermordet. Mit dem 7.  Oktober 
habe sich dies durch die Hamas in  
Israel wiederholt. Jüdisches Leben 
sei weltweit bedroht. Die Politik 

Die Deutschen hätten nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs nie wieder Antisemitis-
mus und Hass auf den Straßen dulden wollen. 
Heute müsse man fragen, was mit „Nie wieder“ 
gemeint sei, sagte der Oberbürgermeister mit 
Blick auf die antisemitischen Übergriffe. Keller 
mahnte: „Wir müssen jetzt beweisen, dass unse-
re Demokratie wehrhaft ist.“ Das „Nie wieder“ 
müsse jetzt gelten. „Jetzt ist es Zeit zu handeln.“ 
Es sei die vorrangigste Aufgabe, jüdisches Leben 
in seiner ganzen Vielfalt zu schützen. „Unsere 
jüdischen Freundinnen und Freunde, ob jung 
oder alt, müssen hier angstfrei leben können.“

„Fassungslos, wütend, traurig“
Keller erinnerte auch an die jüdische Fami-
lie Mayer aus Düsseldorf. Schülerinnen und 
Schüler des Annette-von-Droste-Hülshoff-
Gymnasiums der Landeshauptstadt lasen aus 
Briefen des Ehepaars Paula und Otto Mayer. 
Diese hatten die Pogromnacht wie durch ein 
Wunder überlebt. Ihren beiden erwachsenen 
Söhnen Erich und Kurt gelang die Flucht aus 
Nazi-Deutschland. Die Eltern wurden 1942 ins 
KZ Theresienstadt deportiert und starben dort. 
An der Lesung der Schülerinnen und Schüler 
nahm auch einer der Enkel, Thomas Mayer, teil. 
Er hatte den letzten Briefwechsel seiner Großel-
tern mit den Söhnen erhalten und der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht. 

müsse handeln und „mit aller Härte und Ent-
schiedenheit“ dafür sorgen, dass Antisemitis-
mus „keinen Platz in Deutschland hat – keinen 
Millimeter“.  red

F O R U M

Der Präsident des Landtags, André Kuper (2.v.l.), mit (v.l.) Ministerpräsident Hendrik Wüst, Thomas Mayer, Enkel 
der jüdischen Familie Mayer aus Düsseldorf, dem Vorsitzenden des Landesverbands der jüdischen Gemeinden von 
Nordrhein, Dr. Oded Horowitz, und Düsseldorfs Oberbürgermeister Dr. Stephan Keller. 

Im Landtag erinnert ein Großplakat an die Geiseln der 
Hamas.  Fotos: Schälte

Ein Video der Gedenkstunde 
finden Sie hier:
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regierung will den für Windkraftanlagen bisher 
geltenden Mindestabstand von 1.000 Metern 
zur nächsten Wohnbebauung streichen, wenn 
neue, effizientere Anlagen alte ersetzen. Dazu 
äußern sich Sachverständige und Abgeordnete. 
Der Landtag startet mit dem Format „Landtag 
Lokal“ eine Reihe, um auch in den Regionen 
Nordrhein-Westfalens präsent zu sein. Dazu 
reist das Landtagspräsidium in verschiede-
ne Städte, Gemeinden oder Kreise des Landes 
und informiert über die Arbeit des Parlaments. 
Die Mitglieder des Präsidiums besuchen u. a. 
Grund- und weiterführende Schulen sowie In-
tegrationskurse und informieren sich über die 
Arbeit von lokalen Initiativen. Darüber hinaus 
bietet der Petitionsausschuss Bürgersprechstun-
den vor Ort an. 

März Das Gedenken prägt auch den März. 
Nach dem verheerenden Erdbeben in Syrien 
und der Türkei beginnen die Abgeordneten die 
Plenarsitzung mit einer Schweigeminute. Den 
betroffenen Regionen sagt der Landtag weitere 
Unterstützung zu. Anlässlich des „Belarus Free-
dom Day“ setzen die Abgeordneten mit einem 
fraktionsübergreifenden Antrag Ende März mit 
breiter Mehrheit ein Zeichen für Demokratie 
und Freiheit in Belarus. Der Landtag bekräftigt 

Januar Die Rahmedetalbrücke auf der A 45 
bleibt auch im neuen Jahr in der Diskussi-
on und ist Thema im Plenum. Außerdem 
diskutieren die Abgeordneten u. a. über die 
hausärztliche Versorgung auf dem Land. In 
einer Gedenkstunde erinnert der Landtag an 
die Opfer des Nationalsozialismus. 78 Jahre 
nach Befreiung des Konzentrationslagers Au- 
schwitz-Birkenau berichtet eine Zeitzeugin im 
Plenarsaal von ihren Erfahrungen. Unter Vor-
sitz von André Kuper, Präsident des Landtags 
Nordrhein-Westfalen, kommen in Brüssel die 
Spitzen von 27 Länderparlamenten zusammen. 
Die Landtagspräsidentenkonferenz verabschie-
det dort eine Erklärung gegen Antisemitismus. 
Der Wunsch nach Frieden und nach dem Ende 
der Pandemie dominiert die Kunstwerke von 
vierten Schulklassen beim Malwettbewerb 
2022/2023 des Landtags.

Februar Zum Jahrestag des Kriegsbeginns in 
der Ukraine gedenkt der Landtag der Opfer. Im 
Plenarsaal kommen deutsche und ukrainische 
Jugendliche zusammen, um mit der ukraini-
schen Generalkonsulin Iryna Shum und Land-
tagspräsident André Kuper über den Krieg, Hil-
fe für Geflüchtete und die Zukunft zu sprechen. 
In der Landespolitik geht es um die Frage, wie 
dem Klimawandel zu begegnen ist. Die Landes-

außerdem erneut seine Solidarität mit der Uk-
raine. In landespolitischen Debatten geht es u. a. 
um Folgen der Inflation und das Leben auf dem 
Land. Der Landtag beschließt die diskutierten 
Abstandsregeln für erneuerte Windkraftanla-
gen. Das Land Lippe feiert seinen 900. Geburts-
tag.

April Der Landtag beschäftigt sich mit der 
Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 
Beim Landesfinale „Jugend debattiert“ messen 
sich Nachwuchstalente mit der Kraft der Ar-
gumente. Traditionell bietet auch der Landtag 
beim bundesweiten Girls‘ and Boys‘ Day ein In-
formationsforum für klischeefreie Berufswahl. 
Zur Nacht der Museen kommen Tausende Be-
sucherinnen und Besucher und lassen sich von 
der Architektur des Landtagsgebäudes und sei-
nen Kunstwerken begeistern.

Mai Der rechtsextremistische Brandanschlag 
von Solingen, bei dem fünf Menschen starben, 
jährt sich zum 30. Mal und ist Thema im Ple-
num. In einem fraktionsübergreifenden Antrag 
verurteilt der Landtag Fremdenfeindlichkeit und 
Diskriminierung und bekräftigt den Wert der 
Toleranz. Er würdigt das 75-jährige Bestehen des 
Staates Israel. Landespolitische Debatten drehen 
sich um Armut, um Messerattacken am Mai-Wo-
chenende, den Zustand der Brücken in NRW und 
um Lieferschwierigkeiten bei Medikamenten.

Juni Der Landtag diskutiert erneut über 
Windenergie und über einen Weg in die Kli-
maneutralität. Eine steigende Zahl von Dro-
gentoten gibt Anlass für eine Anhörung von 
Sachverständigen. Die Landtagspräsidenten-
konferenz tagt unter dem Vorsitz von Präsident 
Kuper in Ostwestfalen und macht die Demo-
kratie in Zeiten der Krisen zum Thema. 

Juli Anlässlich des 2. Jahrestags der verheeren-
den Hochwasserkatastrophe spricht der Parla-
mentarische Untersuchungsausschuss II den 

2023 – Das Jahr im Rückblick
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verleiht der Präsident des Landtags die Ehren-
amtsmedaille. Sieben Einzelpersonen und Or-
ganisationen werden für ihr gesellschaftliches 
Engagement ausgezeichnet. Nach drei Jah-
ren pandemiebedingter Pause lädt der Land-
tag erstmals wieder zur Parlamentsnacht ein. 
Rund 4.500 Bürgerinnen und Bürger nutzen 
die Gelegenheit, um ihr Landesparlament in 
der besonderen Stimmung der Abendstunden 
zu besuchen. Information, Begegnungen und 
Unterhaltung bestimmen den Abend anlässlich 
des Jubiläums „35 Jahre Landtag am Rhein“.

Oktober Die Hamas greift Israel an. In einer 
Schweigeminute gedenken die Abgeordneten 
der Opfer des Terrorangriffs und der Menschen 
im Krieg. „Solidarität mit Israel: Antisemitis-
mus entschieden bekämpfen“ lautet der Titel 
eines fraktionsübergreifenden Antrags. In einer 
Aktuellen Stunde debattiert das Plenum zudem 
über die soziale Infrastruktur Nordrhein-West-
falens. Genau 35 Jahre lang ist der Landtag nun 
im Parlamentsgebäude am Rhein zu Hause – 
dort, wo früher der Berger Hafen lag, wird heu-
te die Politik für rund 18 Millionen Menschen  
gemacht. 

November Am 9. November gedenkt der 
Landtag der Opfer der Pogromnacht, mit der  
im Jahr 1938 die systematische Verfolgung  der 
Jüdinnen und Juden und die Vernichtung jüdi-

Hinterbliebenen der Opfer des Extremwetter-
ereignisses sein Mitgefühl und seine Solidarität 
aus. Die Wunden seien längst nicht geheilt. Das 
Gremium untersucht seit September 2021, wie es 
trotz Warnung einige Tage zuvor zu einem sol-
chen Desaster kommen konnte, und befasst sich 
mit Konsequenzen für den Katastrophenschutz.

August Nach kontroverser Debatte stimmt 
der Landtag mehrheitlich dafür, den grund-
sätzlich noch geltenden Mindestabstand von  
1.000 Metern zwischen einer Windkraftanlage 
und der nächsten Wohnbebauung abzuschaf-
fen. Auch der Haushaltsentwurf für das Jahr 
2024 gibt Anlass zu politischer Auseinander-
setzung – über Schwerpunkte, finanzielle Spiel-
räume und die wirtschaftliche Situation. Das 
Plenum debattiert außerdem über Unterkünfte 
für Geflüchtete. Abgeordnete und Sachverstän-
dige nehmen Stellung zu sexualisierter Gewalt 
im kirchlichen Raum.

September Die Energiepolitik bleibt zen-
trales politisches Thema. 2030 soll der Braun-
kohletagebau in Nordrhein-Westfalen Ge-
schichte sein – acht Jahre früher als geplant. 
Zur Umsetzung stellt die Landesregierung 
dem Parlament eine Leitentscheidung vor, die 
das Plenum debattiert. Weitere Themen sind 
die Klassengrößen in Grundschulen und die 
psychotherapeutische Versorgung. Erstmals 

schen Lebens in Deutschland begann. 195 Ju-
gendliche übernehmen für zwei Tage die Plätze 
der Abgeordneten und erleben während des 
Jugendlandtags parlamentarische Auseinander-
setzung unmittelbar. In einer Aktuellen Stunde 
befasst sich der Landtag mit dem Anstieg an-
tisemitischer Vorfälle. Ende November gehen 
außerdem die Haushaltsberatungen im Plenum 
weiter. Mehr als 16 Stunden lang nehmen die 
Abgeordneten die Pläne der Landesregierung 
unter die Lupe und beraten über den vorliegen-
den Entwurf wie auch über zahlreiche Ände-
rungsvorschläge der Fraktionen.

Dezember Der Landtag prämiert die Ge-
winner des Wettbewerbs „NRW-Pressefoto“ so-
wie des Mal- und Bastelwettbewerbs. Die Cha-
nukka-Feier setzt ein Zeichen für das jüdische 
Leben in Deutschland und die Sicherheit der 
Jüdinnen und Juden in Nordrhein-Westfalen. 
Die Abgeordneten diskutieren den Gesetzent-
wurf zum Landeshaushalt 2024. Der Landtag 
verabschiedet den Etat am 13. Dezember in 
dritter Lesung nach kontroverser Debatte. Der 
Haushalt hat ein Volumen von rund 102,1 Mil-
liarden Euro – so viel wie noch nie. Mehr als  
38 Milliarden Euro sind für Bildung vorgese-
hen. Die Abgeordneten befassen sich in einer 
Aktuellen Stunde zudem mit den Ergebnis-
sen der PISA-Studie, an der Schülerinnen und 
Schüler aus 81 Ländern teilgenommen haben. 
Weihnachtsbäume und Adventskränze sorgen 
im Parlament für besinnliche Stimmung.  sow

F O R U M

Foto: Schälte
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Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

CDU-Landtagsfraktion diskutiert über Chancen und Risiken von Künstlicher Intelligenz
Was sind die Potenziale, aber auch Risiken von 
Künstlicher Intelligenz (KI) für unsere Gesell-
schaft und Wirtschaft? Wie setzen wir Rah-
menbedingungen, um KI zu nutzen? Zu diesen 
Fragen hat sich die CDU-Landtagsfraktion mit 
Experten und Gästen ausgetauscht.

„Wir erleben KI in allen Lebensbereichen: 
In der Pflege, als OP-Roboter, auf den Finanz-
märkten oder in Form von ChatGPT“, sagte der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende Fabian 
Schrumpf. Er wies darauf hin, dass KI auch Ri-
siken mit sich bringt. So brauche es Regelungen, 
wie KI an Schulen und Universitäten genutzt 
werden kann.

Professorin Christiane Woopen, ehemalige 
Vorsitzende des Europäischen und Deutschen 
Ethikrates, wies darauf hin, wer die Rahmenbe-
dingungen setzt: „Das sind wenige Tech-Gigan-

wegzudenken. Viele Berufe werden sich verän-
dern und damit Lernziele an den Hochschulen.“

Dr. Christian Temath, Geschäftsführer der 
Kompetenzplattform KI NRW, riet: „Wenn Men-
schen KI nicht verstehen, Angst davor haben, 
nutzen sie sie nicht. Dabei kann KI helfen, unse-
re Wirtschaft innovativer zu machen, Abläufe in 
Verwaltung und Produktion zu beschleunigen.“

Björn Franken, digitalpolitischer Sprecher 
der Fraktion, zog ein positives Fazit: „Wir stellen 
uns kritischen Fragen und wollen Lust machen 
auf die Chancen, die KI bietet.“

ten, die Milliarden in die virtuelle Welt inves-
tieren, während die echte vor Problemen ächzt. 
Wir müssen schauen: Wo hilft mir KI und wo ist 
sie übergriffig?“

Dr. Peter Salden, Leiter des Zentrums für 
Wissenschaftsdidaktik der Ruhr-Universität 
Bochum, betonte: „Wir müssen mit und über KI 
lernen. Aus vielen Branchen ist KI nicht mehr 

Foto: CDU-Landtagsfraktion/Ralph Sondermann
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stehen und unterrichten. Um das zu erreichen, 
muss der Beruf der Lehrkraft wieder attraktiver 
werden. Wir schlagen hierfür beispielsweise ein 
Arbeitszeitkonto vor, auf dem jede zusätzlich 
erbrachte Unterrichtsstunde erfasst wird. Auch 
eine umfassende Lehrplanreform ist vonnöten, 
um die Bildungsinhalte auf die Anforderungen 
des 21. Jahrhunderts auszurichten. Um den 
immensen Herausforderungen gerecht zu wer-
den, brauchen wir zudem ein Sondervermögen 
„Schule“: Wir schlagen vor, bis 2035 zehn Milli-
arden Euro zu investieren, um unser Bildungs-
system auf Vordermann zu bringen. 

Neue PISA-Studie: Bildungssystem scheint den Herausforderungen nicht mehr gewachsen zu sein
Grundschülerinnen und -schü-
ler lesen so schlecht wie nie, so 
ein Ergebnis der IGLU-Studie 
aus dem vergangenen Mai. 
Zuvor hatte der IQB-Bildungs-
trend festgestellt, dass knapp 
30 Prozent der Schülerinnen 
und Schüler die Mindestan-
forderungen der Kultusminis-
ter*innenkonferenz in Mathe-
matik nicht erreichen. Und nun 
das: Laut Anfang Dezember 
veröffentlichter PISA-Studie 
erreichen immer mehr Jugend-
liche in der 9. Klasse in Mathe-
matik, Lesen und den Naturwissenschaften nicht 
einmal mehr das Grundschulniveau. Damit 
liegen nun innerhalb eines Jahres drei empiri-

sche Erhebungen vor, die den 
immensen Handlungsbedarf 
aufzeigen. Die Bildungskata-
strophe ist längst Realität in 
Nordrhein-Westfalen. 

„Die Menschen in unse-
rem Land sehen die Baustel-
len täglich: Unterrichtsausfall, 
fehlende Infrastruktur, zu 
volle Lehrpläne und zu wenig 
individuelle Betreuung“, stellt 
unsere schulpolitische Spre-
cherin Dilek Engin fest. Ihr 
Fazit: „Unser Bildungssystem 
scheint in seiner jetzigen Form 

den Herausforderungen nicht mehr gewach-
sen zu sein.“ So brauchen wir zwingend mehr 
Lehrkräfte, die auch tatsächlich in den Klassen 

Dilek Engin (SPD)
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Dr. Martin Vincentz (AfD)

Liebe Bürger Nordrhein-Westfalens,
wieder ist ein Jahr ins Land gegangen. Wieder 
war es im Landtag wenig besinnlich und – so 
viel Kritik muss erlaubt sein – in der Staats-
kanzlei selten genug besonnen. Wieder liegen 
dieses Jahr bei vielen Mitbürgern weniger Ge-
schenke unter dem Weihnachtsbaum als noch 
im vergangenen. Während man 2022 noch für 
die Ukraine im Dunkeln frieren und 2021 für 
irgendwelche Inzidenzen nur mit Geimpften 
feiern sollte, gehen dem Establishment in die-
sem Jahr erstmals die Ersatzkatechismen aus. 

Zu hart treffen uns alle mittlerweile die 
Konsequenzen einer Politik, die vielleicht 
den Lifestyle einer Minderheit, nicht aber den 
Wohlstand der Mehrheit im Blick hat. Umso 
mehr freut es mich, dass unser direktes Nach-
barland, die Niederlande, bei ihrer Wahl ein so 
deutliches Zeichen gegen genau diese Politik 

gesetzt haben. An dieser Stelle gratuliere ich 
dem vermutlich nächsten Ministerpräsidenten 
der Niederlande, Geert Wilders, zu dem Sieg 
seiner „Partei für die Freiheit“. Für die Frei-
heit waren und werden auch wir von der AfD-
Fraktion NRW eine starke Stimme bleiben, 
diese Gewissheit kann ich zuvorderst Ihnen, 
liebe Mitbürger, aber auch unseren politischen 
Mitbewerbern der vier anderen Fraktionen 
geben. Uns allen wünsche ich ein frohes und 
besinnliches Fest und einen guten Rutsch in 
das Jahr 2024.

Wie gelingt die klimaneutrale Transformation? Klimakongress der Grünen Landtagsfraktion
Wärmewende in den Kommunen, Bürger-
beteiligung beim beschleunigten Ausbau 
der Windenergie, mehr klimafreundlicher 
Verkehr durch das Deutschland- und So-
zialticket: Damit wir unsere Klimaziele 
erreichen, brauchen wir Innovationen in 
den unterschiedlichsten Bereichen. Um 
die Energiewende in NRW zu beschleuni-
gen, haben wir bereits einige Maßnahmen 
auf den Weg gebracht und treiben den 
Klimaschutz weiter mit Tempo, Mut und 
Ambition voran. Dabei wollen wir nicht 
nur alle Menschen mitnehmen, sondern 
sind auch auf den Austausch mit Vordenkerin-
nen und Vordenkern angewiesen.

Anfang November haben wir daher Exper-
tinnen und Experten sowie Bürgerinnen und 
Bürger zum Klimakongress unserer Fraktion in 

den Landtag eingeladen, um Handlungsoptio-
nen für eine gelingende klimagerechte Trans-
formation aus verschiedensten Perspektiven 
zu betrachten. Mit über 300 Teilnehmenden 
haben wir uns intensiv über diese Mammut-

aufgabe ausgetauscht – unter anderem 
in 13 Themenforen, in denen beispiels-
weise der Frage nach der Finanzierung 
des Klimaschutzes nachgegangen und die 
Verkehrswende vor Ort beleuchtet wur-
de. „Was den Austausch einte: Der Weg 
zu Klimaneutralität gelingt mit Beteili-
gung, breiter Akzeptanz und mit sozialer 
Gerechtigkeit“, bilanzierte Michael Röls-
Leitmann, der den Kongress als Sprecher 
für Klimaschutz der Grünen Fraktion fe-
derführend organisiert hatte.

Foto: Andreas Endermann

In NRW gehen durchschnittlich 23,5 Kinder in 
eine Grundschulklasse. Das sind zwei Kinder 
mehr als im Bundesschnitt. Damit bildet NRW 
bundesweit das Schlusslicht. Die FDP-Land-

tagsfraktion wollte konkrete Daten 
für die Grundschulen in NRW und 
hakte bei der Landesregierung nach. 
Die Ergebnisse zeigen, dass Lehrer-
mangel und Klassengröße ungleich 
im Land verteilt sind.

„In einzelnen Stadtvierteln ist 
die Lage teils dramatisch. Der Blick 
auf die vorliegenden Zahlen bestätigt 
unsere Vermutung: Die Regionen mit 
großen sozialen Herausforderun-
gen, wie das Ruhrgebiet oder unsere 
Großstädte, haben überdurchschnitt-
lich volle Klassen und fast durchweg 

eine schlechtere Lehrerversorgung als sozial 
und finanziell besser gestellte Regionen oder 
Stadtteile. Wir sehen dringenden Handlungs-
bedarf! Für gerechte Bildungschancen unab-

hängig vom Wohnort der Kinder brauchen 
wir mehr Lehrkräfte und multiprofessionelle 
Teams. Ebenso zeigen die Antworten auf un-
sere Kleinen Anfragen, dass ein Schulbaupro-
gramm ,Gute Schule 2030‘ nötig ist, damit die 
jeweiligen Kommunen auch baulich in der Lage 
sind, ihre Klassen zu verkleinern“, sagt Franzis-
ka Müller-Rech, schulpolitische Sprecherin der 
FDP-Landtagsfraktion NRW.

Die Landesregierung aus CDU und Grünen 
kann nicht einfach die Hände in den Schoß le-
gen und alles nur weiterlaufen lassen. Die Zeit 
der warmen Worte ist vorbei.

Bildungschancen für alle – unabhängig vom Wohnort

Franziska Müller-Rech (FDP)
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Bilder, die aus mehreren Teilen bestehen – der 
Kreativität waren keine Grenzen gesetzt. 

Manche Klassen haben multimedial gear-
beitet und auf ihren Kunstwerken QR-Codes 
angebracht. Dahinter verbargen sich von Kin-
dern eingesprochene Erläuterungen, gesungene 
Lieder oder gefilmte Ausschnitte ihrer Heimat.

Die Jury hatte die Qual der Wahl und am Ende 
vier Siegerkunstwerke gekürt. Das Landtagspräsi-
dium aus dem Präsidenten des Landtags, André 
Kuper, seiner Stellvertreterin Berivan Aymaz so-
wie seinen Stellvertretern Rainer Schmeltzer und 
Christof Rasche präsentierten ihre Auswahl:

Über den ersten Platz darf sich die Frosch-
klasse der Marktschule Ickern in Castrop-
Rauxel freuen.  Sie hat in ihrem Kunstwerk 

ein Netz aus Bindfäden gesponnen, das 
die Fläche von Nordrhein-Westfalen bil-
det. Nägel, in Holz gehauen, markieren 
dabei den Grundriss des Bundeslandes. 
Rundherum sind QR-Codes aufge-
klebt. Hinter jedem verbirgt sich je ein 

Ausflugstipp eines Kindes – selbst 
per Mikrofon eingesprochen. 

Platz 2 geht an die Klasse 
4b der Gemeinschaftsgrund-

schule Nörvenich. Ihr 
Kunstwerk besteht aus 

vier quadratischen 
Leinwänden, die 

zusammen ei-
nen Blick auf 

Heimat kann etwas sehr Abstraktes, aber auch 
etwas sehr Konkretes sein. Dementsprechend 
vielfältig sind die Einsendungen der Kinder, die 
teils wegen ihrer Größe und ihrer Zerbrechlich-
keit persönlich im Landtag vorbeigebracht wur-
den. Wo fühlen wir uns wohl? Was lieben wir 
an unserem Dorf, unserer Stadt, unserer Regi-
on, unserem Land? Aber auch: Welche Gefühle 
verbinden wir mit dem Begriff der Heimat? Mit 
solchen Fragen haben die Klassen sich beschäf-
tigt. Herausgekommen sind beeindruckende, 
kreative, kluge und überraschende Arbeiten 
rund um Gedanken über Geborgenheit und 
Identität, über Verbundenheit, Kultur, Alltag, 
Herkunft und Freundschaft.

Luftschlangen und Nägel
Alle möglichen Materialien haben die Kinder 
eingesetzt, um ihre zwei- und dreidimensi-
onalen Kunstwerke zu erstellen: Von Pappe 
und Leinwand über Stoffe und Wolle bis hin 
zu Holz und Spiegelglas gab es für die Jury ei-
niges zu bestaunen. Auch Eisstiele, leere Prali-
nenschachteln, Papierrollen, Modelliermasse, 
Luftschlangen und Nägel kamen zum Einsatz. 
Die verschiedensten Formen und Formate be-
stimmten die Bilder und Modelle zur Heimat: 
Kunstwerke in Form von Blumen, von ausstrah-
lenden Sonnen, klappbare Triptychen, Puzzles, 

ihr Dorf ergeben, Lieblingsplätze 
inklusive. „Wir sind alle Dorfkin-
der“, steht im Himmel geschrieben. 
Die Klasse 4a der Johannes-Schule 
aus dem ostwestfälischen Delbrück 
freut sich über den dritten Platz. In 
ihrer Kollage ist der Kirchturm auf-
fällig. Zudem zeigt das Bild, was alles 
in ihrer Stadt möglich sei, erläutert die 
Klasse zum Bild, das Heimat und Ge-
meinschaft darstellen solle. 

Heimat im Koffer
Einen Koffer hat die Klasse 4b der Bochu-
mer Hufelandschule eingesendet und damit 
Platz vier belegt. Wer ihn aufklappt, findet 
darin viele Antworten darauf, was Heimat den 
Kindern bedeutet. Ein Fotoalbum mit der Auf-
schrift „Heimat ist meine Familie“ zeigt Fotos 
der Kinder im Kreis ihrer Liebsten. Dazu gibt 
es Audiodateien, die zeigen, dass auch Sprache 
Heimat ist. Gemalte Flaggen aller Herkunfts-
länder der Kinder veranschaulichen: „Heimat 
ist mein Land.“ Der Koffer enthält auch eine 
kleine Streichholzschachtel mit der Inschrift: 
„Meine Gefühle sind meine Heimat.“ Und eine 
Sammlung von Heimatrezepten der Kinder be-
weist, dass Heimat auch durch den Magen geht.

Präsident Kuper sagte: „Ich gratuliere den 
Siegerinnen und Siegern unseres diesjähri-
gen Mal- und Bastelwettbewerbs herzlich und 

Mal- und Bastelwettbewerb: 133 Ideen zur Heimat
F O R U M

5. Dezember 2023 – Heimat: ein großer Begriff. Was er für Kinder bedeutet, wollte der Präsident des Landtags, André Kuper, wissen. Deshalb hat er 
im August den diesjährigen Mal- und Bastelwettbewerb unter folgendes Motto gestellt: „Mein Land Nordrhein-Westfalen: Malt oder bastelt, was 
für Euch Heimat bedeutet“. Ende Oktober war Einsendeschluss, und die Jury, das Landtagspräsidium, freute sich über 133 Kunstwerke, allesamt 
erstellt als Klassenprojekte vierter Grundschulklassen. Schülerinnen und Schüler aus allen Teilen Nordrhein-Westfalens waren dem Aufruf gefolgt.

Platz 2 für das Dorfbild der Klasse 4b der GGS Nörvenich

Platz 1 belegt die Froschklasse der Marktschule Ickern in Castrop-Rauxel mit ihrem Netz-Werk.
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die Gewinnerklassen in den Landtag einzula-
den. Zugleich wird im Landtag eine Auswahl 
der 133 Kunstwerke in einer Ausstellung zu 

bedanke mich bei allen Schülerinnen und 
Schülern, die sich beteiligt haben. Der jährli-
che Wettbewerb an den vierten Klassen ist ein 
wichtiger Bestandteil unseres Bildungsangebots 
für Grundschülerinnen und Grundschüler. Mir 
ist es wichtig, dass sich schon unsere jüngsten 
Bürgerinnen und Bürger auf kreative und spie-
lerische Weise mit dem Landtag und der parla-
mentarischen Demokratie beschäftigen.“

Zu gewinnen gab es 1.000, 750, 250 und  
150 Euro, jeweils für die Klassenkasse. Zur 
Siegerehrung im März 2024 freut sich die Jury, 

F O R U M

sehen sein. Wer die Ausstellung besucht, ist 
eingeladen zu staunen – und sich zu fragen: 
Was bedeutet Heimat für mich?  sow

Platz 4: Ein Koffer voller 
Heimat von der Klasse 4b der 
Hufelandschule in Bochum.

Über Platz 3 freut sich die Klasse 4a der Johannes-Schule aus Delbrück.

Schwere Entscheidung: André Kuper, Präsident des Landtags (l.), Vizepräsidentin Berivan Aymaz und Vizepräsident 
Rainer Schmeltzer präsentieren die Gewinnerkunstwerke.  Fotos: Schälte
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Das Gewinnerbild könnte aktueller nicht sein: 
Es zeigt zwei parallele Kundgebungen in Bo-
chum und vereint in einem Bild israelische 
und palästinensische Flaggen. Das Foto „Flag-
ge zeigen“ hat Fabian Strauch für die Deutsche 
Presse-Agentur (dpa) am 18. Oktober 2023 auf-
genommen. „Das Bild thematisiert den Kon-
flikt im Nahen Osten, der sich für einige weit 
entfernt anfühlen mag, dessen Auswirkungen 
jedoch auch direkt vor unserer Haustür – für 
jede und jeden von uns – sichtbar und spürbar 
werden“, heißt es in der Begründung der Jury. 
Strauch sei es „auf beeindruckende Art und 
Weise gelungen, den gesellschaftlichen Konflikt 
bildlich auf den Punkt zu bringen“.

273 Bilder eingereicht
Der Preis „NRW-Pressefoto“ wurde vom Prä-
sidenten des Landtags, André Kuper, vor 
fünf Jahren ins Leben gerufen. In diesem 
Jahr haben 76 Fotografinnen und Fotografen  
273 Bilder eingereicht. Darunter waren fünf 
Journalistinnen und Journalisten (bis 30 Jahre) 
mit 16 Fotos, die sich um den Nachwuchspreis 
bewarben. Mit Unterstützung der Stiftung Kunst, 
Kultur und Soziales der Sparda-Bank West 
wurden Preisgelder in Höhe von 22.000 Euro  
vergeben. 

Eine durch den Landtag benannte Jury 
hat für den zweiten Platz ein Bild des Foto-
grafen Christoph Reichwein ausgewählt. Er 
fotografierte für die dpa bei der Trauerfeier 
für Mevlüde Genç im November 2022 in So-
lingen und erfasste eine Szene, in der Minis-
terpräsident Hendrik Wüst ihrem Ehemann 
kondolierte. „Hier verneigt sich der Staat, 
symbolisiert durch den Ministerpräsidenten, 
vor der Lebensleistung von Mevlüde Genç und 
ihrer Familie“, heißt es in der Begründung der 
Jury. Vor 30 Jahren hatten Rechtsradikale das 
Haus der Familie Genç in Solingen angezün-
det. Beim Brandanschlag starben zwei Töchter, 
eine Nichte und zwei Enkelinnen von Mevlüde 
Genç, die in den Folgejahren dennoch zu Frie-
den und Versöhnung aufrief. 

Das Foto auf Platz drei machte Maximi-
lian Mann bei einer Reportage zur nachhalti-
gen Landwirtschaft für das Magazin „Stern“ 
in Willich im Kreis Viersen. Das Bild trägt 
den Titel „Schwimmende Salate – Modernstes 
Gewächshaus in Europa“. Es zeige, so die Jury, 

„NRW-Pressefoto“: Bilder, die mehr sagen als tausend Worte 
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F O R U M

5. Dezember 2023 – Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat die Preisträger des Wettbewerbs „NRW-Pressefoto 2023“ ausgezeichnet. Den ersten 
Preis erhielt Fabian Strauch für ein Foto zum Nahostkonflikt, das er bei einer Demonstration in Bochum aufgenommen hat. Insgesamt wurden 
Preisgelder in Höhe von 22.000 Euro vergeben.

Platz 2: Auf dem Bild von Christoph Reichwein ist eine Szene bei der Trauerfeier für Mevlüde Genç zu sehen.

Platz 3: Das Bild von Maximilian Mann zeigt ein modernes Gewächshaus in Willich – und „schwimmende Salate“.
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Es sind Geschichten, die oft erst wieder in Erin-
nerung kommen, wenn wir am Ende des Jahres 
zurückblicken. Und dazu zählen nicht nur po-
litische Ereignisse: Das NRW-Pressefoto blickt 
auf das ganze Land, auf alle Regionen. Wieder 
haben viele Lokaljournalistinnen und -journa-
listen Bilder aus ihren Regionen eingereicht. Sie 
zeigen, wie wichtig guter Lokaljournalismus ist. 
Unsere Demokratie braucht verlässliche Infor-
mationen über das aktuelle Geschehen.“

Eine Auswahl von 35 Wettbewerbsfotos ist 
bis Mitte Januar im Parlament ausgestellt. Die 
Bilder bieten einen Rückblick auf das Jahr 2023 
in Nordrhein-Westfalen: von Klima-Protesten 
in Lützerath über den Besuch des ukrainischen 
Präsidenten Wolodymyr Selenskyj in Aachen bis 
hin zu den Invictus Games in Düsseldorf. red

einen „Agrarbetrieb ohne jede bäuerliche Ro-
mantik“, leiste einen Beitrag zum nachhaltigen 
Wirtschaften und sei eine „journalistische Wür-
digung jungen Unternehmertums“.

Den Sonderpreis „Das Ehrenamt in Nord-
rhein-Westfalen“ erhielt André Hirtz für seine 
Fotoberichterstattung in der Funke Mediengrup-
pe über die Ankunft afghanischer Kinder am 
Flughafen Düsseldorf, als diese von ehrenamt-
lichen Helferinnen und Helfern des Deutschen 
Roten Kreuzes in Empfang genommen wurden. 

Bilder erzählen Geschichten
Über den Nachwuchspreis wurde öffentlich bei 
einer Publikumswahl auf Instagram und der 
Internetseite des Landtags abgestimmt. Als Sie-
ger gekürt wurde Daniel Schröder, der für den 
Westfälischen Anzeiger die Sprengung der Rah-
medetalbrücke fotografierte. 

Anlässlich der Preisverleihung sagte der 
Präsident des Landtags, André Kuper: „Die bes-
ten Fotos der Journalistinnen und Journalisten 
aus Nordrhein-Westfalen erzählen Geschichten. 

F O R U M

Landtagspräsident André Kuper und der Preisträger des Wettbewerbs, Fabian Strauch, präsentieren das Siegerbild „Flagge zeigen“. Foto: Schälte

Nachwuchspreis: Sprengung der Rahmedetalbrücke

Sonderpreis für das Bild „Ankunft“ zum Ehrenamt

Ein Video zur Preisverleihung 
finden Sie hier: 

https://www.landtag.nrw.de/home/mediathek/videoportal/veranstaltungen-und-ausstellunge/nrw-pressefoto-2023.html
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Verbundenheit sichtbar. Zahlreiche Gäste und 
politische Weggefährten aus mehreren Wahl-
perioden und aus ihrer Heimatstadt Bochum 
sind gekommen, um diesen ehrenvollen Au-
genblick mit ihr zu teilen. 

„Demokratie wertschätzen“
Der in Dänemark lebende Künstler Julien Deiss 
hat Gödecke in Pastellfarben gemalt und ver-
zichtet darauf, das Bild zu erklären. Gödecke, 
der nach eigener Aussage lange gar nicht so 

Während das Gemälde noch mit einem 
schwarzen Tuch verhüllt ist, spricht André 
Kuper, amtierender Präsident des Landtags, 
über seine Vorgängerin. „Sachen, die man an-
fängt, muss man ordentlich machen“, erinnert 
er an eine Aussage seiner Amtsvorgängerin, 
die ihr zum Kompass geworden sei während 
ihrer 27 Jahre im Landtag. Sechs Wahlperio-
den habe sie die parlamentarische Demokratie 
gelebt und vorgelebt, mitgeprägt und gestal-
tet. Carina Gödecke habe sich dem Landtag 
immer verbunden gefühlt – nun werde diese 

recht wohl gewesen ist beim Gedanken, stun-
denlang stillzusitzen, um sich malen zu las-
sen, erzählt von der einfühlsamen Arbeit des 
Künstlers, der ihr binnen 60 Sekunden alle 
Befürchtungen genommen habe. Hunderte 
Polaroidfotos habe er während eines mehr-
stündigen Gesprächs von ihr gemacht, um  
sie „zu erkennen“. Das Porträt gefalle ihr, weil 
es sie treffe. Deiss habe nicht die Politike-
rin oder die Präsidentin gemalt, sondern sie 
persönlich – unverkennbar gestikulierend, 
typisch „old fashioned“ mit Notizbuch statt 

F O R U M

7. November 2023 – Die Geschichte des Landtags lässt sich anhand von Porträts betrachten: In der Wandelhalle hängen großformatige Gemälde von 
allen ehemaligen Landtagspräsidentinnen und -präsidenten in einer Reihe. Mit jeder Person ist eine Wahlperiode verbunden, mit manchen auch 
mehrere. Zwölf Porträts hingen dort bisher – nun sind es dreizehn. Feierlich enthüllt wurde das Porträt von Carina Gödecke, Landtagspräsidentin von 
2012 bis 2017.

Die weiteren Porträtierten in der Galerie 

Ernst Gnoß (Amtszeit Okt. bis Dez. 1946)
Der gebürtige Mülheimer, Jahrgang 1900, war 
der erste Präsident des NRW-Landtags und 
amtierte später als NRW-Wiederaufbauminis-
ter.

Dr. Dr. h.c. Robert Lehr (1946-1947)
Der gebürtige Celler, Jahrgang 1883, war 1924 
Oberbürgermeister der Stadt Düsseldorf und 
hielt von 1933 bis 1945 Verbindung zu Wider-
standskreisen. Lehr war von 1950 bis 1953 Bun-
desminister des Innern.
 

Josef Gockeln (1947-1958)
Gockeln, Jahrgang 1900, war neben seinem 
Amt als Präsident des Landtags NRW von 1947 
bis 1956 Oberbürgermeister der Stadt Düssel-
dorf und von 1949 bis 1958 Mitglied des Bun-
destags.

Wilhelm Johnen (1959-1966)
Johnen, 1902 in Inden im Kreis Jülich geboren, 
war von 1951 an Vorsitzender des Landesver-
bandes Rheinland der CDU und von 1950 bis 
1959 Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion.

Josef Hermann Dufhues (April-Juli 1966)
Dufhues, geboren 1908 in Castrop-Rauxel, war 
Mitbegründer der CDU und von 1958 bis 1962 
Innenminister in NRW. Von 1962 bis 1966 war 
er Geschäftsführender Bundesvorsitzender der 
CDU.
 
John van Nes Ziegler (1966-1970 und 1980-1985)
Der gebürtige Kölner, Jahrgang 1921, engagier-
te sich Ende der 1960er-Jahre für eine Parla-
mentsreform im NRW-Landtag. Von 1973 bis 
1980 war er Oberbürgermeister der Stadt Köln.

Jochen Ott, SPD-Fraktionsvorsitzender, hielt die Laudatio. Der Künstler vor seinem noch verhüllten Werk: Julien Deiss
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Dr. Wilhelm Lenz (1970-1980)
Lenz, geboren 1921 in Köln, war Vorsitzender 
der CDU-Landtagsfraktion von 1962 bis 1970. 
Zudem war er Mitglied des Bundesparteiaus-
schusses der CDU von 1962 bis 1977.
 
Karl Josef Denzer (1985-1990)
Der gebürtige Trierer, Jahrgang 1925, war von 
1980 bis 1985 Vorsitzender der SPD-Landtags-
fraktion. Während seiner Amtszeit zog das Par-
lament vom Ständehaus ins Landtagsgebäude 
am Rhein.

Ingeborg Friebe (1990-1995)
Mit Friebe stand erstmals eine Frau an der 
Spitze des Landtagspräsidiums. Die gebürti-
ge Braunschweigerin, Jahrgang 1931, war von 
1976 bis 1997 Bürgermeisterin der Stadt Mon-
heim, wo sie heute lebt.
 
Ulrich Schmidt (1995-2005)
Der Wittener, Jahrgang 1942, war von 1975 bis 
2005 Mitglied des Landtags und von 1975 bis 
1995 Bürgermeister der Stadt Wetter.

Regina van Dinther (2005-2010)
Die Ingenieurin gehörte dem Landtag von 1990 
bis 2010, von 2011 bis 2012 und von 2012 bis 
2017 an. Zudem war sie von 2002 bis 2010 Bei-
sitzerin im Bundesvorstand der CDU. Sie lebt 
in Hattingen. 

Eckhard Uhlenberg (2010-2012)
Der Landwirt aus Soest war 32 Jahre lang Mit-
glied des Landtags. Von 2005 bis 2010 gehörte 
er als Minister für Umwelt- und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz der 
Landesregierung an.

Tablet und mitten im Plenarsaal, wohin es 
sie immer gezogen habe – an den wichtigsten 
Ort der Demokratie in Nordrhein-Westfalen. 
„Wir alle sind aufgerufen, sie wertzuschätzen, 
sie zeitgemäß weiterzuentwickeln, für sie zu 
werben und sie vor allem gegen alle Feinde 
zu verteidigen“,  betont die ehemalige Abge-
ordnete. 

Von 1995 bis 2022 ist Gödecke Mitglied des 
Landtags gewesen, davon zehn Jahre lang Parla-
mentarische Geschäftsführerin der SPD-Frak-
tion, sieben Jahre Vizepräsidentin des Land-
tags und fünf Jahre Präsidentin. Die Porträts 
der ehemaligen Landtagspräsidentinnen und 
-präsidenten werden erst nach deren Ausschei-
den aus dem Parlament in die Galerie in der 

Wandelhalle aufgenommen. Viele Abgeordne-
te würden ihrem Porträt nun im Vorbeigehen 
begegnen und denken: „Ach, hallo Carina, da 
bist du ja“, sagte der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Jochen Ott in seiner Laudatio. Und wer genau 
hinschaue, werde im gemalten Schal, dem Mar-
kenzeichen von Carina Gödecke, das Vereins-
wappen des VfL Bochum entdecken.  sow

Enthüllten gemeinsam das neue Porträt: Landtagspräsident André Kuper und seine Amtsvorgängerin Carina Gödecke.  Fotos: Schälte
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zer Samstag“ bezeichnet. Wie es zu den „Verbre-
chen sondergleichen“ kommen konnte, werfe 
Fragen auf. Klar sei: Der Staat habe versagt. 
Regierung und Militär seien nicht in der Lage 
gewesen, die Bürgerinnen und Bürger zu schüt-
zen. Dabei sei das Minimum, was ein Staat zu 
leisten habe, für Sicherheit zu sorgen. 

Das aggressive Vorgehen der Hamas habe 
auch viele Menschen in der arabischen Welt 
schockiert, berichtete Autor und Publizist Dani-
el Gerlach,  Experte für Nordafrika, den Nahen 
Osten und die muslimische Welt. Gleichzeitig 
seien Unfähigkeit und Unwille in der arabischen 
Welt zu beobachten, Empathie gegenüber israeli-
schen Opfern und deren Familien zu zeigen. Bei 
propalästinensischen Demonstrationen auch in 
Deutschland seien zudem antisemitische Parolen 
zu hören und lesen gewesen. Straftaten müssten 
geahndet werden. Kundgebungen aber pauschal 
zu verbieten, sei der falsche Weg, da das Recht 
auf Demonstrationen und die freie Meinungsäu-
ßerung ein hohes Gut sei. Gerlach: „Der Rechts-
staat kann sich nicht dadurch schützen, dass er 
sich selbst abschafft.“

Israelkritik und Antisemitismus
„Antisemitismus ist ein Bestandteil der deut-
schen Kultur seit eh und je“, sagte Shimon Stein. 
Die Forschung habe drei Formen identifiziert: ei-
nerseits den klassischen Antisemitismus, der sich 
durch stereotype Abwertungen zeige. Die zweite 
Form, der sekundäre Antisemitismus, sei geprägt 
durch die Leugnung oder Relativierung des Ho-
locausts. Eine dritte Form sei der israelbezogene 
Antisemitismus, bei dem antisemitische Ressen-
timents auf den Staat Israel projiziert würden. 

Kritik an Israel, sagte der ehemalige israe-
lische Botschafter, sei legitim und notwendig  – 

Zahlreiche Menschen seien in Israel am 7. Ok-
tober „Opfer heimtückischen Terrors“ gewor-
den, sagte André Kuper, Präsident des Landtags 
Nordrhein-Westfalen, bei der Begrüßung vor 
mehr als hundert Gästen. „Seit einem Monat er-
leben wir eine Spirale der Gewalt gegen Jüdinnen 
und Juden und eine Zunahme von antisemiti-
schen Straftaten, auch in Nordrhein-Westfalen.“ 
Und: „Wir sind gefordert, energischer darüber 
im Gespräch zu bleiben, wie wir Jüdinnen und 
Juden besser schützen können.“ Jüdisches Leben 
gehöre zu Deutschland und zu Nordrhein-West-
falen. In einem fraktionsübergreifenden Antrag 
(18/6358) habe sich der Landtag dazu klar po-
sitioniert. 

„Mir geht es nicht gut“, sagte Shimon Stein, 
ehemaliger Botschafter Israels in Deutschland, 
zu Beginn der Podiumsdiskussion. Israel habe 
im Laufe der Jahrzehnte zahlreiche Anschläge 
etwa auf Restaurants und Busse erlebt. „Aber 
was am 7. Oktober passiert ist, übertraf unsere 
Fantasie.“ Der Tag werde in Israel als „schwar-

etwa an der Siedlungspolitik, der Regierung 
Netanjahu, an religiösen Fanatikern, der Besat-
zung sowie der „schleichenden Annexion“ der 
palästinensischen Gebiete. Problematisch aber 
sei, wenn die Kritik an Israel genutzt werde, um 
antisemitische Vorstellungen zu äußern. 

Wo legitime Kritik an Israel ende und Anti-
semitismus beginne, sei ein ewiger Streitpunkt, 
erwiderte Nahostexperte Gerlach. In der deut-
schen Diplomatie wiederum gehe es darum, sich 
klar zu positionieren, wobei eine große Verun-
sicherung und „bedauerlicherweise Unwissen“ 
vorherrschten. Für viele Mandatsträgerinnen 
und -träger in Deutschland bedeute das The-
ma Israel vor allem „Stress“, gepaart mit Angst 
davor, Fehler auf einem schwierigen Terrain zu 
machen. Daher nutzten Politikerinnen und Po-
litiker oft Floskeln. Debatten würden teils auch 
von der Frage beherrscht, wie und ob man in 
Deutschland überhaupt über Israel reden dürfe. 
Das sei „vorauseilende Diskurskritik“. 

Häufig werde in Deutschland das Bekennt-
nis zu „uneingeschränkter Solidarität“ mit Isra-
el geäußert, ergänzte Shimon Stein. „Da denkt 
man: Wow – was für eine Freude!“ Wenn diese 
Solidarität konkret eingefordert werde, sei es al-
lerdings oft nicht gut um sie bestellt. Das habe 
zuletzt auch die Diskussion über eine Resolution 
der Vereinten Nationen gezeigt, die den Hamas-
Terror und das Recht auf Selbstverteidigung Isra-
els nicht erwähne. Bei der Abstimmung habe sich 
Deutschland – anders als die USA – enthalten, 
kritisierte Stein: „Ich wünsche mir, dass Freunde 
zu uns stehen.“ Freunde könnten im kritischen 
Dialog vor den Konsequenzen warnen, sollten 
aber Wort halten, wenn sie sich zuvor zur Ver-
antwortung für Israel bekannt haben.  tob

Zwischen Solidarität, Kritik und Antisemitismus
7. November 2023 – Genau einen Monat nach dem Angriff der Hamas auf Israel haben Experten beim Parlamentsgespräch im Landtag über die 
Sicherheit jüdischen Lebens in Deutschland, die Lage im Nahen Osten sowie Ausprägungen von Antisemitismus diskutiert. 
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Zur Begrüßung sprach Landtagspräsident André Kuper. 

Podiumsdiskussion mit dem ehemaligen israeli-
schen Botschafter Shimon Stein (Mitte), Nahostex-
perten Daniel Gerlach und Moderatorin Vivien Leue 

Fotos: Zanin
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den, berieten über Anträge und debattierten 
diese in Anhörungen mit Sachverständigen. Als 
Themen hatten sich die Jugendlichen die Förde-
rung der politischen Bildung und die Attrakti-
vität von Ausbildungsberufen ausgesucht. 

Beim Parlamentarischen Abend konnten sie 
sich dann mit den echten Abgeordneten austau-
schen und sich letzte Tipps für den Höhepunkt 
eines jeden Jugendlandtags holen – die Plenar-
sitzung. Zudem fand eine Diskussionsrunde 
mit der Präsidentin des Verfassungsgerichts-
hofs NRW, Prof. Dr. Dr. Barbara Dauner-Lieb, 
und dem Aktionskünstler H.A. Schult zum 
Thema „Zwischen Wahnsinn und Wirklichkeit 
– Was Kunst und Gerechtigkeit miteinander zu 
tun haben“ statt.

Der Jugendlandtag endete am Samstag mit 
einer dreistündigen Plenardebatte, bei der die 
Jugendlandtagsabgeordneten leidenschaftlich 

Für die 20-jährige Julia Wimmelmeier war der 
erste spannende Moment schon vor dem offi-
ziellen Beginn des Jugendlandtags gekommen. 
Gemeinsam mit dem Präsidenten des Landtags, 
André Kuper, stellte sich die Jugendlandtags-
präsidentin den Fragen der Landespressekonfe-
renz. Diese Realitätsnähe macht das dreitägige 
politische Planspiel aus – wie auch Präsident 
Kuper hervorhob.

Nicht nur, dass die Teilnehmenden die The-
men des Jugendlandtags selbst aussuchten. Sie 
seien auch in „realen Fraktionen“ organisiert. 
Und der „echte“ Landtag werde sich mit den 
Beschlüssen der Nachwuchspolitikerinnen und 
-politiker befassen, erläuterte der Präsident. 

„Mit leuchtenden Augen“
Kuper betonte die Bedeutung des Jugendland-
tags in einer Zeit, in der es einen „Stresstest für 
die Demokratie“ gebe. Die jungen Menschen er-
lebten komprimiert, was Landespolitik bedeute. 
Sie erlebten aber auch, dass Demokratie Freude 
mache. Am Ende würden sie zu „Botschafterin-
nen und Botschaftern der Demokratie“. 

Als Präsidentin war Wimmelmeier sozusa-
gen die „Chefin“ des diesjährigen Jugendland-
tags. Die Studentin aus dem ostwestfälischen 
Rietberg betonte, wie wertvoll die Demokratie 
sei. Sie habe sich zum Mitmachen entschieden, 
weil eine Freundin, die Jugendlandtagspräsi-
dentin von 2021, Hannah Sellemerten, „mit 
leuchtenden Augen“ von diesem Erlebnis be-
richtet habe. 

Zum Auftakt des Jugendlandtags stand ein 
Demokratietraining der Landeszentrale für po-
litische Bildung auf dem Programm. Am zwei-
ten Tag dann ging es an die Arbeit: In Frakti-
onssitzungen wählten die Teilnehmenden ihre 
Fraktionsspitzen und die Ausschussvorsitzen-

über ihre Anträge und in einer Aktuellen Stun-
de über das Thema „Kampf gegen die Clankri-
minalität“ diskutierten. 

Der Antrag „Ausbildungsberufe attraktiver 
machen und Fachkräftemangel in NRW lösen“ 
wurde vom Jugendlandtag angenommen und 
wird nun dem Hauptausschuss des Landtags 
zur Beratung und den Abgeordneten als Parla-
mentspapier zugeleitet. 

Den Antrag „Politische Bildung fördern“ 
lehnte der Jugendlandtag ab.  red

Botschafterinnen und Botschafter der Demokratie
16.–18. November 2023  – Mehr als 190 Jugendliche und junge Erwachsene sind Mitte November in die Rollen der Landtagsabgeordneten ge-
schlüpft. Beim mittlerweile 13. Jugendlandtag lernten sie Landespolitik an drei Tagen hautnah kennen und übten sich in der Kunst der Debatte und 
des politischen Kompromisses.

F O R U M

Pressekonferenz im Parlament: die Präsidentin des Jugendlandtags, Julia Wimmelmeier, mit dem Präsidenten des Land-
tags, André Kuper (M.), und dem Vorsitzenden der Landespressekonferenz, Dr. Tobias Blasius  Fotos: Hartmann/Meyer

Ein Video zum Jugendlandtag 
finden Sie hier:
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AUS DEN AUSSCHÜSSEN Foto: Schälte

Fußball-Euro 2024 
7.11.2023 – Philipp Lahm, Geschäftsführer der 
DFB Euro GmbH, hat im Sportausschuss über 
aktuelle Planungen zur Fußball-Europameis-
terschaft berichtet, die vom 14. Juni bis zum 
14. Juli 2024 in Deutschland ausgetragen wird. 
Das Turnier sei eine Chance für Deutschland, 
sich weltoffen zu präsentieren und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu stärken, sagte 
der frühere Nationalspieler. Angesetzt seien 
51 Spiele, davon 20 in Nordrhein-Westfalen: 
in Dortmund, Düsseldorf, Gelsenkirchen und 
Köln. Um Klimaschutzziele einzuhalten, sol-
le das Reiseaufkommen von Fans und Teams 
minimiert werden. Die Spielorte seien entspre-
chend ausgewählt worden. In sogenannten Fan-
zones werde mit rund 10 Millionen Besucherin-
nen und Besuchern gerechnet, was besondere 
Anforderungen an Sicherheitskonzepte stelle. 
Tickets für den Besuch im Stadion gebe es ab  
30 Euro in der Vorrunde. Beim Endspiel variier-
ten die Preise zwischen 95 und 1.000 Euro. Die 
Abgeordneten stellten zahlreiche Nachfragen, 
u. a. zur Kommerzialisierung des Fußballs, zu Ef-
fekten der Euro 2024 auf den Breiten- und Nach-
wuchssport sowie zur Sicherheit im Fall einer 
Teilnahme der israelischen Nationalmannschaft. 

Frauen in der Politik
9.11.2023 – Der Ausschuss für Frauen und 
Gleichstellung hat darüber beraten, wie sich die 
politische Teilhabe von Frauen erhöhen lässt, 
konkret in der Kommunalpolitik. Eine Befra-
gung zur Situation in Ostwestfalen-Lippe und 
Südwestfalen habe ergeben, dass vor allem eine 
persönliche Ansprache und Wertschätzung, 
Sachlichkeit und ein respektvoller Umgangs-
ton wichtig seien, um Frauen zu gewinnen, 
berichteten die Gleichstellungsbeauftragten der 
Städte Arnsberg und Detmold. Zudem seien 
Sitzungszeiten, mit denen sich Familie und Be-
ruf vereinbaren ließen, und digitale Sitzungen 
wünschenswert. Zum kommunalpolitischen 
Programm für Studentinnen „Misch dich ein! 
Mach Politik vor Ort“ berichteten eine Wissen-

schaftlerin und Absolventinnen. Das Programm 
bringe Studentinnen mit kommunalpolitisch 
aktiven Frauen zusammen. Nach Durchlaufen 
des Programms zeigten sie mehrheitlich einen 
„aktiven Start“ ins politische oder vorpolitische 
Leben. 80 Prozent seien bereits in eine Partei 
eingetreten. Abgeordnete stellten u. a. Fragen 
zur Vernetzung und zur Gewinnung von Teil-
nehmerinnen, gerade auch im ländlichen Raum.

Ukraine 

Botschafter Oleksii Makeiev (links) und Landtagspräsi-
dent André Kuper.  Foto: Schälte

20.11.2023 – Der ukrainische Botschafter in 
Deutschland, Oleksii Makeiev, hat Ende No-
vember Gespräche mit dem Präsidenten des 
Landtags, André Kuper, und der Parlamenta-
riergruppe NRW – Polen, Ukraine, Mittel- und 
Osteuropa, Baltikum geführt. Der Präsident 
ist zugleich Vorsitzender der Parlamentarier-
gruppe. Themen waren u. a. die andauernden 
russischen Angriffe auf die Ukraine, die Zu-
sammenarbeit mit Nordrhein-Westfalen und 
die Situation der geflüchteten Menschen aus 
der Ukraine in Deutschland. Oleksii Makeiev 
ist seit Oktober 2022 Botschafter des Landes 
und hat die Nachfolge von Andrij Melnyk an-
getreten. Es war bereits sein zweiter Besuch im 
Landtag. Präsident Kuper sagte: „Nach über  
18 Monaten des russischen Angriffskriegs auf 
die Ukraine ist es entscheidend, dass wir als 
Partner und Freunde nicht müde werden, die 
Ukraine zu unterstützen. Die Ukrainerinnen 
und Ukrainer verteidigen nicht nur ihre eigene 
Freiheit, sondern auch den Frieden, die Freiheit 
und Demokratie Europas.“

Wolfsrisse
22.11.2023 – Der Ausschuss für Umwelt, Na-
tur- und Verbraucherschutz,  Landwirtschaft, 
Forsten und ländliche Räume hat sich mit 
Wolfsrissen am Niederrhein befasst. Innerhalb 
weniger Tage sei es im Oktober im Scherm-
becker Wolfsgebiet zu drei Rissen durch eine 
Wölfin gekommen, sagte Umweltminister Oliver 
Krischer (Grüne). Die in der nordrhein-westfäli-
schen Wolfsverordnung formulierten Kriterien 
für eine „Entnahme“ seien erfüllt. Es sei davon 
auszugehen, dass der Kreis Wesel als zuständige 
Naturschutzbehörde „in Kürze“ eine entspre-
chende „Allgemeinverfügung“ für den Abschuss 
des Tieres ausstelle. Kritik der Opposition, die 
Landesregierung hätte früher handeln müssen, 
um weitere Risse zu verhindert, wies Krischer 
zurück: Es sei ein genetischer Nachweis nötig 
gewesen, um „Gloria“, wie die Wölfin im Volks-
mund genannt wird, eindeutig zu identifizieren. 
Der Nachweis liege erst seit wenigen Tagen vor. 

Taliban-Funktionär in Köln
23.11.2023 – Der Auftritt eines hochrangigen 
Taliban-Funktionärs in einer Kölner Ditib-Mo-
schee hatte ein Nachspiel im Innenausschuss. 
Die Fraktionen von SPD und FDP hatten dazu 
eine Aktuelle Viertelstunde beantragt. Ihre Kri-
tik: Die Veranstaltung hätte nicht stattfinden 
dürfen. Er sei nach Bekanntwerden des Auftritts 
selbst irritiert gewesen, sagte Innenminister  
Herbert Reul (CDU). Vom Besuch des Mannes 
habe man nichts gewusst, da er mit einem Schen-
gen-Visum über die Niederlande eingereist sei. 
Der Auftritt hätte aber auch nicht verhindert 
werden können, sagte Reul. Seit der Machtüber-
nahme in Afghanistan bewerte der Generalbun-
desanwalt die Taliban nicht mehr als terroristi-
sche Vereinigung. Im Zusammenhang mit der 
Veranstaltung gebe es bislang keine Hinweise auf 
strafbare Handlungen. Die Rede des Taliban sei 
„gesichert, übersetzt und ausgewertet“. Vorwürfe 
der Opposition, die Sicherheitsbehörden hätten 
eingreifen müssen, wies Reul zurück: „Wir müs-
sen uns an geltendes Recht halten.“
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Porträt: Heike Wermer (CDU)
F O R U M

Wie kamen sie in die Politik? Wo liegen ihre politischen Schwerpunkte? Landtag Intern stellt in 
jeder Ausgabe Abgeordnete vor. Diesmal im Porträt: Heike Wermer, kulturpolitische Sprecherin 
der CDU-Fraktion. Die 35-Jährige ist seit 2017 Mitglied des Landtags. Sie sei mit dem Vorsatz 
angetreten, Nordrhein-Westfalen „sicherer, schneller und schlauer“ zu machen.

Eines hat Heike Wermer, Tochter eines Land-
wirts, schon als Kind gelernt: „Du musst mit 
jeder Wetterlage umgehen können – nörgeln 
hilft da nichts.“ Eine Einstellung, die sie sich 
in der Politik bewahrt hat: Die 35-Jährige ist 
kulturpolitische Sprecherin der CDU-Fraktion 
und eine Macherin: „Als ich noch mehr Zeit 
hatte, habe ich am liebsten auf dem Traktor ge-
sessen und gegrubbert“, erzählt sie. „Da weißt 
du am Ende des Tages, wenn der Acker fertig 
ist, was du geschafft hast.“

„Der Dritte Ort“
Das fehlt ihr im Politikalltag manchmal: „Viel 
Arbeit zahlt sich erst auf die lange Strecke 
aus.“ Dass Politik viel bewirken kann, davon 
ist Heike Wermer allerdings überzeugt. Auch 
in ihrem Bereich, der Kulturpolitik: „Das wird 
von außen oft als elitär angesehen, als würden 
wir uns nur um die Opernhäuser in Köln und 
Düsseldorf kümmern“, sagt Wermer. Dabei ge-
hörten auch Bibliotheken, Musikschulen und 
Blaskapellen zu ihrem Bereich: „Wir sprechen 
vom Dritten Ort – das ist neben Familie und 
Beruf ein Bereich, in dem du nicht gemessen 
wirst, sondern einfach deinem Interesse nach-
gehen kannst“, sagt Wermer.

Ihr eigenes Interesse für die Politik begann 
früh: „Mein Vater war Ratsmitglied und bei 
uns am Essenstisch ging es viel um Politik.“ 

Ihre fünf Jahre ältere Schwester nahm sie dann 
mit auf einen Ausflug der Jungen Union nach 
Dortmund auf eine Jugendmesse. „Eigentlich 
bin ich da nur zum Spaß mit, aber auf dem 
Rückweg im Bus habe ich dann doch den Mit-
gliedsantrag unterschrieben“, erzählt Wermer 
und lacht. Dass es die CDU war – nun ja, in 
ihrer Heimat im Kreis Borken habe es da in 
ihren Augen keine Alternative gegeben, wenn 
man etwas umsetzen wolle. Sie teile die Werte 
der Partei: „Das im positiven Sinn Konservati-
ve mag ich an der CDU und dass sie den Men-
schen in den Mittelpunkt stellt: Wo jemand 
Hilfe braucht, bekommt er Unterstützung – 
aber wir trauen den Menschen eben auch zu, 
dass sie selbst etwas schaffen.“

Mit 29 Jahren Abgeordnete
Mit 24 Jahren trat sie – auch da mit sanftem 
Druck – in die CDU ein, wurde schnell in den 
Kreisvorstand gewählt. Als Mitarbeiterin des 
angrenzenden Bundestagsabgeordneten orga-
nisierte sie Politik vor allem im Hintergrund, 
hätte sich das auch als künftigen Job gut vor-
stellen können. Doch 2016 kündigte der Land-
tagsabgeordnete aus ihrem Heimatwahlkreis 
an, bei der Wahl 2017 nicht mehr antreten 
zu wollen. „Da habe ich mich natürlich ge-
fragt: Wer macht es dann?“, erzählt Wermer. 
Aus ihrem Umfeld hörte sie in den Wochen 
darauf vor allem: „Warum nicht du?“ Und so 
probierte sie es – trat gegen drei Männer an 
und gewann. Mit dem Vorsatz, Nordrhein-
Westfalen „sicherer, schneller und schlau-
er“ zu machen, zog sie mit 29 Jahren in den  
Landtag ein.

Das Gute: Für zwei Drittel aller CDU-Ab-
geordneten war es damals die erste Legislatur-
periode. „Wir waren alle neu, da sind wir uns 
direkt auf Augenhöhe begegnet“, sagt Wermer, 
„dumme Sprüche musste ich mir nie anhö-
ren.“ In der Fraktion schätzt sie das kollegiale 
Miteinander, das auch gelegentlich mit einem 
netten Abend in der Umgebung des Landtags 
ausklinge – ansonsten nutzt Heike Wermer die 
Möglichkeiten der Großstadt selten: „Einmal 
im Jahr unternehme ich mit meiner Mutter ei-
nen Einkaufsbummel in Düsseldorf. Aber am 

Zur Person
Heike Wermer wurde in Ahaus geboren. Sie studierte 
Germanistik und Politikwissenschaft sowie Angewandte 
Sprachwissenschaft an der Westfälischen Wilhelms-
Universität in Münster. Von 2013 bis 2016 war sie 
Wahlkreismitarbeiterin eines Bundestagsabgeordneten 
sowie von 2013 bis 2017 wissenschaftliche Angestellte 
am Fachbereich Philologie der Universität Münster. Von 
2019 bis 2022 war sie stellvertretende Bundesvorsitzen-
de der Jungen Union Deutschlands. Heike Wermer ist 
verheiratet und lebt in Heek (Kreis Borken). 

Nachgefragt
Was ist Ihr Lieblingsbuch und warum?
„Zusammen ist man weniger allein“ von Anna 
Gavalda. Das Buch handelt von Freundschaft 
zwischen ganz unterschiedlichen Charakte-
ren. Mit etwas Melancholie, Drama und – wie 
ich finde – ganz viel Situationskomik und 
Empathie.

Welche Musik hören Sie gerne?
Rock, Pop und hin und wieder auch Klassik. 
Alles gerne auf Schallplatte. 

Was haben Sie immer in Ihrem Kühlschrank vorrätig?
Milch, Käse, Eier.
 
Ihr liebstes Reiseziel?
Die Nordsee, zum Beispiel Borkum.

liebsten bin ich zu Hause in meiner Heimat 
in Heek-Nienborg. Ich liebe dort den vielen 
Platz, aber auch das große Zusammengehö-
rigkeitsgefühl unter Nachbarn.“ Vor allem am 
Clemenstag, wenn sich Nienborg in ein einzi-
ges Volksfest verwandele. 

Auf dem Traktor ist Heike Wermer nur 
noch selten anzutreffen, dafür aber in ihrem 
Garten: „Das erdet mich, vor allem nach an-
strengenden Telefonaten liebe ich es, einfach 
in der Erde wühlen zu können“, sagt Wermer. 
 Maike von Galen

Foto: Ralph Sondermann
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Kurz notiert
Chanukka-Feier
Im Landtag ist am 11. Dezember 2023 feierlich 
die fünfte Kerze der Chanukkia entzündet wor-
den. Die Feier des Präsidenten des Landtags, 
André Kuper, und des Landesverbands der Jü-
dischen Gemeinden von Nordrhein setzte ein 
Zeichen für das jüdische Leben in Deutschland 
und die Sicherheit der Jüdinnen und Juden in 
Nordrhein-Westfalen. Parlamentspräsident Ku-
per erinnerte an die neue Bedrohung jüdischen 
Lebens seit dem Terroranschlag der Hamas in 
Israel: „Unsere Gedanken und Gebete sind in 
besonderer Weise seit diesem Tag bei den Op-
fern des feigen Angriffs der Hamas auf Israel: 
bei ihren Angehörigen, ihren Freunden oder 
Arbeitskollegen auch hier in Deutschland. Wir 
stehen an der Seite der Jüdinnen und Juden in 
unserem Land. Drohungen gegen sie sind Dro-
hungen gegen uns alle.“ Chanukka, auch Lich-
terfest genannt,  ist ein acht Tage andauerndes 
jüdisches Fest  zum Gedenken an die Wieder-
einweihung des zweiten Tempels in Jerusalem.

Gast aus Griechenland
Der Präsident des Landtags, André Kuper, hat 
am 8. Dezember 2023 den stellvertretenden Mi-
nister für Gesundheit Griechenlands, Dr. Dimi- 
trios Vartzopoulos, empfangen. Themen des 
Austauschs waren gesundheitspolitische Fragen 
und die Zusammenarbeit in der EU. „Wir können 
voneinander lernen, um bewährte Praktiken und 
innovative Ansätze in der Medizin zu stärken. Es 
ist wichtig, dass wir uns mit unseren europäi-
schen Partnern auch über das Gesundheitswesen 
austauschen, das haben wir in der Corona-Pan-
demie erlebt. Das gilt auch für aktuelle Themen 
wie den Einsatz von KI oder die Medikamenten-
knappheit bei Kindern und Jugendlichen“, sagte 
Landtagspräsident André Kuper.

Gestorben
 6.6.  Hans-Joachim Reis (CDU/97)  

MdL 1966–1975
 24.10.  Dr. Heinz Günther Hüsch  

(CDU/94) MdL 1966–1976
 14.11.  Lothar Hegemann (CDU/76)  

MdL 1980–2005, 2006–2010, 2012–2017

Neue Ausgabe
Die nächste Ausgabe von Landtag Intern er-
scheint am 30. Januar 2024. Sie ist bereits ab 
Freitagnachmittag, 26. Januar 2024, online ab-
rufbar unter www.landtag.nrw.de.

Die Redaktion von Landtag Intern wünscht al-
len Leserinnen und Lesern frohe Weihnachten 
und einen guten Start ins neue Jahr.

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
hinter uns liegt erneut ein Jahr großer Herausforderungen nicht 
nur für Nordrhein-Westfalen, auch für Europa und die Welt. Ein 
Jahr, in dem die schweren Nachrichten die Schlagzeilen be-
stimmten. Bilder von Katastrophen, Krieg und Terror ereilten uns 
beinahe täglich. Wir sind besorgt. Viele unserer Landsleute sind 
unmittelbar betroffen und bangen um Freunde oder Verwandte.

Der anhaltende Krieg in der Ukraine, der abscheuliche Terror der 
Hamas gegen die Menschen in Israel und Gaza, der blinde Hass 
gegenüber Jüdinnen und Juden auch hierzulande – all das be-
wegt und berührt, besorgt und fordert uns zutiefst.

Umso mehr eint uns der Wunsch nach Frieden. Uns verbindet die 
Hoffnung, dass die Menschlichkeit obsiegen möge und dass eine 
bessere, eine friedlichere Welt möglich sei.

„Friede auf Erden und bei den Menschen!“ – heißt es im Weih-
nachtsevangelium. 

Lassen Sie uns alle dazu beitragen, diese Verheißung in unsere 
Welt zu bringen. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen persönlich und allen Men-
schen, die Ihnen nahestehen, fried-, aber auch hoffnungsvolle 
Feiertage, eine hoffentlich geruhsame Zeit und einen guten Start 
in das Jahr 2024.

Ich grüße Sie herzlich aus dem Landtag Nordrhein-Westfalen zum Weihnachtsfest und zum Neuen Jahr!

Herzlichst, Ihr

 
André Kuper 
Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Fotos: Schälte, de Haar

Den Weihnachtsgruß  
des Präsidenten des  
Landtags Nordrhein- 
Westfalen, André Kuper, 
als Video können Sie  
auch über den QR-Code 
(links) abrufen. 

http://www.landtag.nrw.de
https://lt.nrw/Weihnachtsgruss
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